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Über den Autor

Der promovierte Geologe Ulrich Kleemann (geb. 1955) nahm leitende Funktionen in öffentlichen Verwaltungen auf Kommunal-, Landes- und Bundesebene wahr. Als Fachbereichsleiter beim Bundesamt für Strahlenschutz erwarb er tiefe Einblicke in die Probleme der Kernenergie. Zu seinem Aufgabengebiet gehörten in dieser Zeit sämtliche Endlagerprojekte des Bundes, die Genehmigungen für Transporte und die Zwischenlagerung von abgebrannten Kernbrennstoffen. Maßgeblich wirkte er an der Aufdeckung des Skandals um das Endlager Asse mit und stellte als Technischer Geschäftsführer nach erfolgtem Betreiberwechsel die Weichen für eine Sanierung des maroden Bergwerkes.

Mit einem viel beachteten Gutachten zu dessen Nichteignung leistete er einen wichtigen Beitrag zur Beendigung der Endlagerpläne im Salzstock Gorleben. Kleemann arbeitete zudem im Gorleben-Untersuchungsausschuss mit und war als Wissenschaftler Mitglied der Endlagerkommission des Deutschen Bundestages, die die Grundlage für das Standortauswahlverfahren für ein Endlager für hochradioaktive Abfälle schaffte.




„Die wissenschaftlichen, technischen und industriellen Verfahren, die den sogenannten segensreichen Gebrauch der Kernkraft ermöglichen, sind offenbar nicht von denen zu trennen, die der Herstellung von Atomwaffen dienen.“ (Robert Oppenheimer 1946: Vortrag in Pittsburgh)

„Eines aber ist sicher: Wenn eines Tages in der ganzen Welt Kernreaktoren in Betrieb sein werden, dann wird es an weiteren solchen Überraschungen nicht fehlen. Die Menschen werden dann in der Lage sein, an jedem beliebigen Platz in der Welt Kernexplosionen ohne großen Aufwand auszulösen.“ (Karl Winnacker & Karl Wirtz 1975: zur Zündung der indischen Atombombe)

Titel: Präsentation eines Modells der Reaktorsäule des FR2 mit geöffnetem Core, von links: P. Zühlke (Betriebsleiter FR2), K.Wirtz (Leiter INR), K.Winnacker, K. Engel (Techn.Leiter), 04.09.1957; Quelle: KIT-Archiv 28028-06818
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1 Einleitung

Mit dem Abschalten der drei letzten Kernkraftwerke im April 2023 ist die Bundesrepublik Deutschland auf Basis eines mühsam errungenen gesellschaftlichen Konsenses aus der sogenannten ‚friedlichen Nutzung‘ der Kernenergie ausgestiegen. Zwar werden sich der Rückbau der kerntechnischen Anlagen und die Suche nach einem Endlager für die radioaktiven Abfälle noch mehrere Jahrzehnte hinziehen, doch scheint dieses Kapitel der deutschen Geschichte mit seinen heftigen Auseinandersetzungen damit endgültig abgeschlossen. Warum sollte man sich vor diesem Hintergrund mit den Anfängen der Kernenergie in der Bundesrepublik befassen? Die Frage ist durchaus berechtigt.

Nach wie vor werden jedoch immer wieder politische Forderungen nach einer Renaissance der Kernenergie in Deutschland erhoben, die von einer Wiederinbetriebnahme stillgelegter Kernkraftwerke bis hin zu Visionen neuer Technologien führen. Dabei konnten kleine Reaktoren (SMR = Small Modular Reactors) und Kernfusionsreaktoren ihre technische und vor allem wirtschaftliche Umsetzbarkeit noch nie unter Beweis stellen. Zudem ist längst erwiesen, dass Erneuerbare Energien deutlich niedrigere Kosten verursachen und die Kernenergie damit nicht konkurrieren kann. Wirtschaftlich macht die ‚friedliche Nutzung‘ der Kernenergie also keinen Sinn. Warum werden dann solche Erwartungen erzeugt und ständig wiederholt? Geht es vielleicht doch um etwas anderes?

Die zum großen Teil irrational anmutenden heutigen Erwartungen an einen Wiedereinstieg in die Kernenergie erinnern stark an die Euphorie der 1950er Jahre, als nach der Genfer Konferenz im August 1955 schier unendliche Erwartungen an eine goldene Energiezukunft geweckt wurden. Kleine Kernkraftwerke sollten Flugzeuge oder Autos betreiben und sogar im Haushalt zum Kochen eingesetzt werden. Die Kernfusion wurde, wie heute von einigen Politikern wieder, als Zukunftstechnologie angepriesen, die spätestens ab dem Jahr 2000 alle Energieprobleme lösen sollte. Es zeigte sich allerdings im Laufe der folgenden Jahrzehnte, dass die Probleme der Kernfusion, wenn überhaupt, nur mit immensem Aufwand zu lösen sind und aus wirtschaftlichen Gründen größere Kraftwerkseinheiten nötig wurden. Hieran zeigt sich, wie absurd die heutigen Erwartungen an Kleinreaktoren und die Kernfusion sind. Diese Parallelen irrationaler Erwartungen lassen den Blick auf die Anfänge der Kernenergie hochaktuell werden. Müssen die gleichen Fehler wiederholt werden oder sollte man nicht lieber aus der Geschichte lernen?

Betrachtet man die Anfänge der ‚friedlichen Nutzung‘ der Kernenergie stellt man fest, dass sie stark von den Erfahrungen des Zweiten Weltkrieges geprägt wurden. Die USA waren einerseits nach den Einsätzen der Atombomben in Hiroshima und Nagasaki um ein positiveres Image bemüht und hatten daher den Begriff der ‚friedlichen Nutzung‘ unter dem Stichwort ‚Atoms for Peace‘ geprägt. Andererseits sollte eine Weiterverbreitung der Atombombentechnologie (Proliferation) unbedingt verhindert werden. Daher boten die USA den Staaten der Welt Forschungsreaktoren und - unter kontrollierten Bedingungen - angereichertes Uran an, mit dem in sogenannten Leichtwasserreaktoren Strom erzeugt werden konnte. Diese Reaktoren waren für eine militärische Nutzung kaum geeignet. Plutonium sollte nach dem Willen der USA nicht in die Hände anderer Staaten gelangen, die Weiterverbreitung der Technologie zur Urananreicherung und Wiederaufarbeitung musste daher unbedingt verhindert werden.

Wäre es der Bundesrepublik nur um die Stromproduktion gegangen, hätte sie das Angebot der USA annehmen und allein auf Leichtwasserreaktoren mit aus den USA geliefertem angereichertem Uran setzen können. Stattdessen wollte die bundesdeutsche Atompolitik in der Anfangsphase die Eigenentwicklung von Reaktoren, und zwar insbesondere Natururan-Schwerwasserreaktoren, die militärisch für die Produktion von waffenfähigem Uran entwickelt worden waren. Zudem war die Plutoniumwirtschaft von Anfang an Ziel der bundesdeutschen Atompolitik, ohne dass es einen ‚friedlichen‘ Verwendungszweck für das Plutonium gab. Man wollte nicht nur eigene Wiederaufarbeitungsanlagen entwickeln und betreiben, sondern diese zum großen Unmut der USA auch in Schwellenländer exportieren. Es kam diesbezüglich zu erheblichen diplomatischen Verstimmungen zwischen den USA und ihrem deutschen Verbündeten, zumal in den USA nach dem Zweiten Weltkrieg die Sorge um eine deutsche (militärische) Atomwirtschaft noch groß war.

Wer waren nun die treibenden Kräfte für diesen konfliktträchtigen Drang zur Plutoniumwirtschaft? Es fällt auf, dass es nicht in erster Linie die Politik war, die diesen Weg anfangs unbedingt durchsetzen wollte. Vielmehr waren es wirtschaftliche Interessen der Industrie, die die Plutoniumwirtschaft forderten und mit gezielter Lobbyarbeit und personellen Seilschaften die Atompolitik in ihrem Sinne beeinflussten. Die Geschichte der bundesdeutschen Atompolitik ist dabei ein Lehrstück, wie stark Lobbyinteressen Politik beeinflussen und zu folgenschweren Fehlentscheidungen zu Lasten öffentlicher Haushalte führen können. Besonders springt dabei die starke Rolle der Chemieindustrie in der Anfangsphase ins Auge, die zwar in zahlreichen Publikationen zur Geschichte der Kernenergie erwähnt wurde, deren Motive aber bisher kaum analysiert wurden. Dieser Frage soll daher im Folgenden nachgegangen werden. Woher kam das Interesse der Chemieindustrie am Plutonium?

Zentrale Figur und Hauptantreiber der Plutoniumwirtschaft war Karl Winnacker, der langjährige Vorstands- und Aufsichtsratsvorsitzende der HOECHST AG (1952-1980) und Chef des Deutschen Atomforums und seiner Vorläuferorganisation (1954-1989). Er war „der mächtigste Protagonist der Kerntechnik in dieser Zeit“ 1 und gab in allen entscheidenden Gremien „den Ton an“.2 Er sorgte dafür, dass Vertrauensleute in leitender Funktion in allen wichtigen Organisationen und im zuständigen Ministerium platziert wurden. Winnacker konnte wie ein heimlicher Atomminister3 wirken und die Atompolitik maßgeblich gestalten. Was trieb ihn an? Welche Rolle spielte seine Vergangenheit als Nationalsozialist und Kronprinz der Interessengemeinschaft Farbenindustrie A.G. (im folgenden IG FARBEN)? Lassen sich Verhaltensmuster aus dieser Zeit ableiten?

Über die IG FARBEN und ihre Verstrickung während des Nationalsozialismus ist so viel geschrieben worden wie bei kaum einem anderen Unternehmen: Ein monopolistischer Weltmarktführer mit engsten politischen Beziehungen zur NS-Staatsführung, der von der Kriegsvorbereitung und -führung wirtschaftlich profitierte, dabei vor Kriegsverbrechen nicht zurückschreckte, die aber trotz Kriegsverbrecherprozess nur halbherzig geahndet wurden. Stephan Lindner zeigte 2005 in seinem Buch zur Geschichte der HOECHST AG auf, in welch hohem Maße Traditionen und personelle Strukturen der IG FARBEN aus dem Dritten Reich unter Winnacker fortlebten und gepflegt wurden: „In der Tat scheint von den drei Nachfolgeunternehmen HOECHST dasjenige zu sein, das am stärksten an seiner IG-Geschichte hing, ja eine „IG-Kultur“ weiterlebte.“4 Bisher wurde allerdings nicht untersucht, welche Kontinuitäten von der IG FARBEN in die Atomwirtschaft der Bundesrepublik existierten. Um es vorwegzunehmen: unter Winnacker lebte die IG FARBEN auch in der Atomwirtschaft bis in die 1970er Jahre weiter.

Zahlreiche Historiker haben umfassende Werke zur Firmenchronik der IG FARBEN geliefert,5 so dass keine weitere hinzugefügt und auch diesbezüglich kein Anspruch auf Vollständigkeit erhoben werden soll. Wenn die Geschichte der IG FARBEN beleuchtet wird, geschieht dies unter dem Aspekt, Mechanismen zu analysieren und zu verstehen, die sich im Ersten und Zweiten Weltkrieg wiederholten. Die Parallelen zwischen diesen beiden Kriegen sind frappierend und werden aufgezeigt. Ferner sollen Beziehungen und Verhaltensmuster der Akteure, sowie deren Fortwirken in den Nachfolgeunternehmen während der frühen Bundesrepublik analysiert werden. Welche Rolle spielten verwandtschaftliche Beziehungen? Wie stark war ein Karl Winnacker durch die IG FARBEN geprägt, welche Beziehungen bestanden zu IG-Managern und wie wirkten diese nach dem Krieg weiter fort? Welche Schlüsse konnte er aus der IG-FARBEN-Historie ziehen, und lassen sich Muster und Motive erkennen, die sein Handeln in dem Aufbau der Kernenergie in der Bundesrepublik erklären? Wem dieses Kapitel jedoch zu umfangreich geraten ist, dem sei ein Sprung zur Zusammenfassung in Kap. 2.6 empfohlen.

Ausführlich wird auf die Person und den Werdegang Winnackers eingegangen. Um besser zu verstehen, was Winnacker antrieb und wie stark die Prägung durch Nationalsozialismus und IG FARBEN war, muss man sich allerdings zum großen Teil auf seine persönlichen Erinnerungen6 stützen. Diese eröffnen aber dennoch einen tiefen Einblick in die Psyche Winnackers. Ergänzend lieferte die von Stephan Lindner erstellte HOECHST-Chronik7 wertvolle Erkenntnisse zur Einordnung Winnackers zu dessen Zeit bei IG FARBEN und HOECHST AG. Joachim Radkau und Wolfgang D. Müller gingen in ihren Standardwerken auf die Rolle Winnackers im Zusammenhang mit der Entwicklung der Kernenergie in der Bundesrepublik Deutschland ein.8 Ergänzt wurde die Arbeit durch umfangreiche Recherchen in Archiven (insbesondere Bundesarchiv und mehrere Landesarchive). Es entstand auf dieser Basis das Bild eines Atomlobbyisten und personellen Strippenziehers, der maßgeblich die Atompolitik der 50er bis 70er Jahre geprägt und auf den Irrweg der Plutoniumwirtschaft geführt hat.

Schwerpunkt dieser Arbeit ist die Darstellung der Geschichte der Kernenergie in der Bundesrepublik Deutschland unter dem Einfluss Winnackers und der Chemieindustrie von den ersten Anfängen nach dem Zweiten Weltkrieg bis zum Ende der Wiederaufarbeitungsanlage Wackersdorf 1989. Die Geschichte der sogenannten ‚friedlichen Nutzung‘ der Kernenergie kann nicht losgelöst vom militärischen Ursprung betrachtet werden, weshalb auch die Arbeiten zur Entwicklung der Atombombe im Rahmen des Manhattan Projects ausgewertet wurden. Aus zahlreichen Quellen entstand ein Bild der bisher wenig beachteten Rolle der amerikanischen Chemieindustrie an der Atombombenentwicklung, das deutliche Parallelen zur Rolle der IG Farben in der Rüstungsindustrie im Ersten und Zweiten Weltkrieg aufweist. In diesem Zusammenhang werden die engen, teilweise streng geheimen, Kartellbeziehungen zwischen der IG FARBEN und dem amerikanischen Chemiekonzern DU PONT analysiert. Gab es einen Informationsaustausch über die jeweiligen Atombombenpläne? Vertiefend wird daher auch die internationale Entwicklung der Kernenergie im Kontext zu den deutschen Plänen zur Plutoniumwirtschaft betrachtet.

Sämtliche Aussagen und Zitate sind durch Quellenangaben in einem ausführlichen Anmerkungsverzeichnis belegt. Bei Bedarf können dort die Quellenangaben überprüft werden. Diese Abhandlung deckt einen Zeitraum von rund 75 Jahren ab. Um sie lesbar und hoffentlich spannend zu halten, wurden viele Detailinformationen in das Anmerkungsverzeichnis verlagert. Der Text sollte sich aber auch ohne diese Anmerkungen lesen lassen.




2 Blaupause: Der skrupellose Konzern IG FARBEN


2.1 Entstehung der Farbenindustrie in Deutschland

Die rasante Entwicklung der deutschen Farbenindustrie in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts basierte nicht etwa auf deutschen Erfindungen, sondern auf der Entdeckung des englischen Chemikers Thomas Perkin zur Erzeugung von künstlichen Farbstoffen 1856 sowie der Gewinnung des roten Farbstoffs Fuchsin 1858 durch Verguin in Lyon. Ausgangsstoff war der Steinkohlenteer, aus dem die Rohstoffe Benzol und Toluol gewonnen werden konnten. Es ist allerdings bemerkenswert, wie schnell in Deutschland diese Erfindungen zur Gründung von Farbenfabriken führten, die in den Jahren 1861 bis 1863 „wie die Pilze aus dem Boden schossen“.1 Der im Gegensatz zu England vor 1877 fehlende Patentschutz führte zwar zu einem erheblichen Konkurrenzkampf zwischen den vielen deutschen Farbenfabriken, erzwang aber andererseits auch den Druck zu neuen Erfindungen, während in England die Farbstoff-Forschung vernachlässigt wurde.2

Die großen Unternehmen der Farbenindustrie vor dem Ersten Weltkrieg waren:


	Badische Anilin- und Soda Fabrik Aktiengesellschaft, Ludwigshafen (BASF) 3

	Actiengesellschaft Farbwerke vorm. Meister Lucius und Brüning, Hoechst (HOECHST) 4

	Aktiengesellschaft Farbenfabriken vorm Friedr. Bayer u. Co., Leverkusen (BAYER) 5

	Aktiengesellschaft Chemische Fabriken vorm. Weiler-ter Meer, Uerdingen (TER MEER) 6

	Chemische Fabrik Griesheim-Elektron, Frankfurt (CFGE) 7

	KALLE & Co, Biebrich (KALLE) 8

	Actiengesellschaft für Anilin-Fabrikation, Berlin (AGFA) 9

	Leopold Cassella & Co. GmbH, Fechenheim am Main (CASSELLA) 10


„Die großen Teerfarbenfabriken wuchsen in den ersten fünfzig Jahren ihres Bestehens zu großen gemischten Werken heran. In fast allen wurde im vertikalen Aufbau jede Phase der Erzeugung durchgeführt, beginnend mit den anorganischen Schwerchemikalien über die zahllosen organischen Zwischenprodukte bis zu den Fertigprodukten an Farbstoffen und Pharmazeutika.“11 Im Vorkriegsjahr 1913 hatten die Unternehmen der deutschen Farbenindustrie weltweit eine marktbeherrschende Stellung mit einem Marktanteil von 88 % an der Weltproduktion.12 Die Exportabhängigkeit war mit 82 % des Umsatzes sehr groß, der größte Exportmarkt waren die USA.13


2.2 1. Weltkrieg – Chemie erhält strategische Bedeutung


2.2.1 Der Krieg der Chemiker

Der Erste Weltkrieg entwickelte sich zur großen Materialschlacht, bei der die Verfügbarkeit von Rohstoffen eine entscheidende Rolle spielte. Die Schlacht an der Marne offenbarte, dass der Schlieffen-Plan eines schnellen deutschen Siegs über Frankreich gescheitert war. Es zeigte sich, dass die Militärs den Munitionsbedarf für einen längeren Waffengang gewaltig unterschätzt hatten. „Der deutsche Generalstab hatte nicht einmal für das A und O aller Kriegsführung, für die Sicherstellung des Munitionsbedarfs gesorgt, nämlich für Pulver (Nitrozellulose und Nitroglyzerin) und Sprengstoff (Nitrotoluol). Alle drei Stickstoffverbindungen können nicht hergestellt werden ohne Salpeter.“1 Bereits im Herbst 1914 trat durch die britische Seeblockade ein Engpass bei der Versorgung mit Salpeter aus Chile auf.2

Die Nitratbeschaffung erhielt nun oberste Priorität im Kriegsministerium, der „Krieg der Chemiker“ hatte begonnen.3 Unter Leitung von Walther Rathenau wurde im August 1914 die Kriegsrohstoffabteilung (KRA) im Preußischen Kriegsministerium gebildet. Hinzu kam die im September 1914 gegründete Kriegschemikalien AG (KCAG), an der die Unternehmen der späteren IG FARBEN mit insgesamt 36,67 % und das Sprengstoffkartell Nobel mit 43,33 % beteiligt waren.4

Vor diesem Hintergrund gab Carl Bosch (damals stellvertretender Direktor der BASF) Ende September 1914 in Berlin das Salpeterversprechen ab und versprach die Sicherstellung der Stickstoffversorgung durch chemische Produktion. Bis zum Frühjahr 1915 sollten bereits 5000 t/m produziert werden.5 „Ohne die chemische Industrie wäre der Krieg nach einer Gnadenfrist für Deutschland unbarmherzig zu Ende gewesen.“6

Ausgangspunkt für das Salpeterversprechen war die technische Entwicklung der Ammoniaksynthese nach dem Haber-Bosch-Verfahren. Fritz Haber hatte hierzu die theoretische Grundlage gelegt, Carl Bosch sorgte für die technische Realisierung der Hochdrucksynthese. Die erste Versuchsanlage mit einer Kapazität von 30 Tonnen pro Tag war erst 1913 im BASF-Werk Ludwigshafen-Oppau in Betrieb gegangen.

Fritz Haber spielte bei der Durchsetzung des durch Patent7 untrennbar mit seinem Namen verbundenen Verfahrens eine Doppelrolle. Einerseits profitierte er durch den mit der BASF geschlossenen Vertrag,8 nachdem ihm 1,5 Pfennig je Kilo Ammoniak gezahlt werden mussten.9 In den Kriegsjahren stiegen die Zahlungen der BASF an Haber auf Basis dieses Vertrages bis auf stolze 1,4 Mio. Mark (M) im Jahr 1917.10 Andererseits war der Kriegsfreiwillige Haber schon ab August 1914 als Berater in der KRA tätig, die nach anfänglichen Zuständigkeitsrangeleien ab 14.10.1914 die Federführung bei der Versorgung mit Salpeter hatte.11 Das effiziente „Büro Haber“12 versorgte die BASF in den Verhandlungen mit Insiderinformationen, wie z.B. Angebotspreisen der Konkurrenzverfahren. Haber war somit ein Lobbyist, der nicht ohne Eigennutz sowohl KRA als auch BASF beriet.13

Bosch stellte so bestens informiert für die Erfüllung des Salpeterversprechens Bedingungen, wie Preis- und Abnahmegarantien, ein Staatsdarlehen in Höhe von 35 Mio. M und die Entlassung des gesamten Oppauer Personals aus dem Militärdienst,14 die ihm auch erfüllt wurden. Borkin sah darin den Prototyp für das ‚Manhattan Project‘, nämlich eine uneingeschränkte Kooperation von Staat und Industrie, um ohne Rücksicht auf Kosten und Materialaufwand ein spezielles Rüstungsproblem zu lösen.15

Bereits „im Mai (Anm. 1915) lieferte Bosch seine Erfolgsmeldung ab. Oppau konnte mit der Massenproduktion synthetischer Nitrate beginnen. Die Kanonen der Wehrmacht würden nie mehr von Chiles Lieferungen abhängig sein. In ganz Deutschland wurde Bosch als Held gefeiert. Für Deutschland bedeutete Boschs Erfolg die mögliche Rettung, für die BASF wurde er zu einer Goldgrube. Bosch forderte sofort eine Unterstützung der Regierung für eine Erweiterung der Nitratkapazität der BASF. Hierbei erhielt er die unerwartete, aber willkommene Unterstützung eines jungen Leutnants aus dem Kriegsrohstoff-Büro des Kriegsministeriums, Hermann Schmitz, der den imponierenden Titel eines Generalbevollmächtigten für die chemische Produktion trug. Mit Hilfe dieses jungen Mannes überzeugte Bosch die Regierung von der Notwendigkeit der Errichtung einer riesigen Haber-Bosch-Anlage in Leuna in Mitteldeutschland.“ 16

Die Entscheidung für Leuna fiel nach einer Wanderung Boschs im Saaletal.17 Am 28.4.1916 wurde der Vertrag zwischen BASF und Deutschem Reich zum Bau eines großen Werkes zur Ammoniaksynthese geschlossen.18 Bereits am 19.5.1916 wurde mit dem Bau des neuen Werkes begonnen. Die Reichsregierung wollte zunächst ein Stickstoffmonopol, was aber von der BASF abgelehnt wurde. Die BASF bestand auf einer privatwirtschaftlichen Anlage, erhielt dafür Reichskredite in Höhe von 432 Mio. M, die erst im Inflationsjahr 1923 zurückzuzahlen waren – ein wahres Schnäppchen. Hinzu kam, dass das Genehmigungsverfahren nach Militärrecht erfolgte und somit Enteignungen der Landwirte möglich waren.19 Man kann mit Fug und Recht behaupten, dass Bosch mit Unterstützung der Herren Haber und Schmitz die Notlage des Reiches ausnutzte und ein Werk im Schnellverfahren günstig auf Staatskosten realisieren konnte. Bei der schnellen Fertigstellung in nur 9 Monaten zeichnete sich Carl Krauch besonders aus, der später in der IG FARBEN eine große Rolle spielen wird und von dem Bosch schwärmte, „er habe Mumm in den Knochen.“ Bereits am 28.4.1917, also nur 1 Jahr nach Vertragsunterzeichnung, verließ der erste Waggon mit der zynischen Aufschrift „Franzosentod“ das Werk Leuna.20

„Das Leuna Projekt war daher mehr als nur die Fortsetzung der ersten Anstrengungen zur kriegswirtschaftlichen Mobilisierung, sondern markiert den Übergang in eine neue Phase, die im Herbst 1916 im Hindenburg-Programm mündete. Dieses neue Programm setzte sich zum Ziel, die Produktionskapazitäten für Schießpulver und Sprengstoffe zu verdoppeln. Die Anlagen wurden nun auch nicht mehr auf eine vorübergehende Nutzung im Krieg ausgelegt, wie beispielsweise das erste Werk zur Oxydation von Ammoniak, sondern als langfristige Investition in die Munitionsproduktion angesehen, die als wirtschaftliche Reserve für den nächsten Krieg bestehen bleiben sollte.“ 21

Die Grundlage für das Hindenburg-Programm, das auch als Aufforderung zum ‚Totalen Krieg‘ ausgelegt wurde, hatte Carl Duisberg mit Krupp gelegt.22 Duisberg, der im Herbst 1916 auch Mitglied des Industriellenbeirates des Waffen- und Munitionsamtes (WUMBA) wurde,23 forderte sogar zur Umsetzung einen „Munitionsdiktator“.24 Er pflegte eine enge Freundschaft zum Generalstabsoffizier Max Bauer, auch als „böser Geist hinter Ludendorff“25 bezeichnet, die Duisberg zum Intimus der 3. Obersten Heeresleitung werden ließ.26 Er warb in Vorträgen für den Einsatz der chemischen Industrie, um den Eindruck des Kriegsgewinnlers zu zerstreuen.27

Im Dezember 1916 wurde ein Vertrag zur Erweiterung der Ammoniaksynthese in Leuna auf 130.000 Jahrestonnen (t/a) Kapazität geschlossen und im Juni 1917 eine erneute Erweiterung auf 200.000 t/a vereinbart, wobei das Reich die gesamten Baukosten übernehmen sollte.28 Zum Kriegsende lag die Gesamtproduktion der beiden Werke Oppau und Leuna allerdings erst bei 90.000 Jahrestonnen, die ausschließlich in die Munitionsherstellung gingen.29


2.2.2 Kriegsverbrechen Giftgas

Trotz Ächtung durch die Haager Landkriegsordnung von 1907 kam es im Ersten Weltkrieg erstmals zum systematischen und großflächigen Einsatz chemischer Kampfstoffe, von denen bis Kriegsende über 124.000 t eingesetzt wurden.1 Zwei berühmte Chemiker waren maßgeblich an der Entwicklung von chemischen Kampfstoffen beteiligt: Carl Duisberg und der ‚Vater des Gaskrieges‘ Fritz Haber, dessen Name aus der Geschichte der Entwicklung und Anwendung chemischer Kampfstoffe in der modernen Kriegsführung nicht wegzudenken ist.2

Eine bedeutende Rolle bei der Erforschung chemischer Kampfstoffe spielte aber auch die am 11.1.1911 gegründete Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e.V. (KWG), der Vorläuferorganisation der heutigen Max-Planck-Gesellschaft. Adolf von Harnack hatte zuvor 1909 mit einer Denkschrift an den deutschen Kaiser eine „Notlage“ der deutschen Wissenschaft und den Rückstand gegenüber anderen Ländern beklagt.3 Unter den ersten 20 Senatoren der KWG finden sich als Vertreter der Chemieindustrie Walther vom Rath und Gustav von Brüning (HOECHST), sowie Henry Theodor von Böttinger (BAYER). Carl Duisberg4 war von 1917 bis zu seinem Tod 1935 ebenfalls Mitglied des Senats.5 Es fällt auf, dass sich von den großen Farbenfabriken HOECHST und BAYER stark engagierten, während die BASF zurückhaltend agierte. Anfang 1912 hatten die 142 Mitglieder bereits über 10 Mio. M zusammengebracht.6 Bis 1917 war die Zahl der Mitglieder auf 284 angestiegen, was den KWG-Präsidenten von Harnack zu der Aussage verleitete, „weite Kreise“ hätten „im Krieg gelernt, wie notwendig der Sicherheit des Vaterlandes sowie der Technik und Industrie die Wissenschaft ist.“7

Aus dem ursprünglichen Ansatz der insbesondere von der chemischen Industrie geforderten Chemischen Reichsanstalt entstanden durch zusätzliches Mäzenatentum des Bankiers und Unternehmers (Auergesellschaft) Leopold Koppel8 zwei chemische Kaiser-Wilhelm-Institute (KWI), die beide gleichzeitig am 23.10.1912 in Berlin-Dahlem eingeweiht wurden.9 Das KWI für Chemie (KWI-C) unter der Leitung von Emil Fischer und Ernst Beckmann wurde von der KWG und dem Verein Chemische Reichsanstalt getragen.10 Das KWI für physikalische Chemie und Elektrochemie (KWI-PC) wurde maßgeblich von der Koppel-Stiftung getragen,11 die als dessen ersten Direktor Fritz Haber durchsetzen konnte.12 Bereits am 1.10.1911 trat Haber sein Amt an und gestaltete das im Bau befindliche Institut nach seinen Vorstellungen.13 Als Haber das schon erwähnte Haber-Büro im Kriegsministerium aufbaute, tat er dies als Direktor des KWI-PC, das nun seine gesamte Forschungskraft in den Dienst des Militärs stellte.

Es ist nicht klar, ob es die Wissenschaftler waren, die die Erforschung von chemischen Kampfstoffen vorgeschlugen,14 oder die Initiative von den Militärs nach Scheitern des Schlieffen-Plans ausging?15 Jedenfalls wurde auf Anregung von Max Bauer im September 1914 eine Kommission gebildet, der zunächst Walther Nernst und Carl Duisberg angehörten, und zu der später Fischer und Haber hinzugezogen wurden.16 Nachdem zunächst durch Gaseinsatz über eine Reizwirkung nur die Kampfunfähigkeit der gegnerischen Truppen erreicht werden sollte, stand später eindeutig die massenhafte Tötung im Vordergrund.17 Die Farbenwerke BAYER spielten bei der Giftgasproduktion eine zentrale Rolle, die ersten Versuche mit Ni-Geschoss und T-Stoff scheiterten jedoch zunächst.18 Der BAYER-Vorstandsvorsitzende Duisberg setzte zudem auf den Einsatz von Phosgen, sowie Diphosgen (Perstoff).19 Phosgen konnte als Nebenprodukt der Ammoniaksynthese billig hergestellt werden und wurde später dem Chlorgas in immer größeren Anteilen beigemischt und auf die feindlichen Stellungen abgeblasen.20

Der spätere Entdecker der Kernspaltung und Nobelpreisträger Otto Hahn schrieb in seinen Erinnerungen, dass er in den Bayerwerken an einem Gemisch von Perstoff und Phosgen arbeitete. Dort wirkte er auch an der Entwicklung von Grünkreuz und Blaukreuz mit, deren Mischung, Buntkreuz genannt, dazu führte, dass „der Angegriffene zunächst gezwungen“ wurde, „seine Gasmaske abzureißen, danach war er dem Giftgas schutzlos preisgegeben.“21 Hahn leitete als „Beauftragter des Großen Hauptquartiers“22 auch selbst Gaseinsätze, wie beispielsweise im Mai 1915 in Galizien,23 wo die Gasangriffe auf ahnungslose Russen trafen.

Fritz Haber machte Ende 1914 den Vorschlag zum Einsatz von Chlorgas, das in großen Mengen als Abfallprodukt in der chemischen Industrie anfiel.24 Nach Habers Plan und unter seiner Aufsicht wurden ab Januar 1915 die ersten Gastruppen aufgestellt.25 Er zog hochqualifizierte Wissenschaftler heran, wie z.B. die späteren Nobelpreisträger Otto Hahn, James Franck und Gustav Hertz,26 und baute das KWI-PC zur zentralen Forschungsstätte für Giftgas aus.27 Zum Kriegsende arbeiteten 150 Akademiker und rund 2000 Hilfskräfte für Habers KWI-PC, das mit 3 Mio. M das Fünfzigfache des Friedensetats hatte.28 Es fungierte als nachgeordnete Behörde und war ab 7.11.1916 sogar direkt dem Kriegsministerium unter Abteilungsleiter Fritz Haber unterstellt. Nun wurde es kurz nur noch Militärinstitut genannt.29 Auf der Basis von Tierversuchen wurde die sog. „Habersche Formel“ ermittelt, nach der die chemischen Kampfstoffe hinsichtlich ihrer Tödlichkeit eingeteilt und die erforderliche tödliche Konzentration ermittelt werden konnte.30

Fritz Haber war aber auch oft an der Front und beaufsichtigte Gaseinsätze, so beispielsweise den ersten Einsatz in Ypern am 22.4.1915 mit 150 t Chlorgas auf 6-7 km Länge.31 Als gefeierter Held kehrte er zurück und wurde zum Hauptmann blitzbefördert.32 Seine damalige Gattin Clara, geb. Immerwahr, die 1900 als erste deutsche Frau den Doktortitel der Chemie erworben hatte, nahm sich in der Nacht vom 1. auf den 2. Mai 1915 mit der Pistole ihres Mannes das Leben. Es wurde spekuliert, ob der Selbstmord Protest gegen die Perversion der Wissenschaft,33 Folge einer genetischen Vorbelastung34 oder einer komplexen Ursachenkonstellation war?35 Haber reiste scheinbar unbekümmert am folgenden Tag zu einem erneuten Gaseinsatz an die Ostfront.36 Möglicherweise ereilten ihn aber später doch Schuldgefühle, denn er verfügte testamentarisch, dass seine erste Frau Clara neben ihm begraben werden sollte.37

Im Laufe des Ersten Weltkriegs radikalisierte sich auch Carl Duisburg immer mehr und machte eine Metamorphose durch, nachdem er 1914 noch von „Barbarei“ sprach38 und von seinem Freund Max Bauer überzeugt werden musste.39 Im Februar 1916 beklagte Duisberg schon einen „unangenehmen Pessimismus“ in der Frage der chemischen Waffen und forderte, dass Chemiker die Gaskampfkurse leiten und die richtigen Anweisungen geben sollten.40 Er forderte, dass man ganz auf Diphosgen (Perstoff) umstellen sollte, da „die englischen Masken vor Phosgen schützen. Perstoff dringe nicht nur besser durch, er wirke auch stärker.“41 Im August 1916 freute er sich, dass „Haber dem Perstoff mit seinen Grünkreuzkommandos eine schnelle Einführung verschafft“ habe, bemängelte aber, dass nur 350 t abgerufen wurden und damit die Produktionskapazität von 600 t pro Monat nicht ausgeschöpft wurde.42

Duisberg war es auch, der Haber eine neue perfide chemische Waffe vorschlug.43 BAYER-Chemiker Wilhelm Lommel und der Mitarbeiter des KWI-PC, Wilhelm Steinkopf präsentierten zu Beginn des Jahres 1917 das Senfgas (Dichlormethylsulfid), das in der Farbstoffchemie seit Jahrzehnten bekannt war. Von Fritz Haber wurde es nach den Namensinitialen der beiden Forscher als ‚LOST‘ bezeichnet und eingetragen. Das Senfgas wurde am 12./13. Juli 1917 vor Ypern in Gelbkreuz-Granaten auf die feindlichen Stellungen abgeschossen. Bei der Explosion der Granaten bildete das flüssige und nur langsam verdunstende Gas einen Tröpfchennebel, der an den Schuhen, Uniformen und im Gelände haften blieb und als Zellgift zu schweren Hautverletzungen, zur Erblindung und zu massiven Schädigungen der Lungen sowie des Magen-Darmtraktes führte.44

„Gegen Ende des Krieges waren auf deutscher Seite 50 Prozent der gesamten Artilleriemunition mit Gas gefüllt. In der Marneschlacht von 1918 verschossen die Deutschen sogar zu 80 Prozent Gas. Der Bedarf des Heeres war sprunghaft gestiegen und überstieg um ein Mehrfaches die Erzeugungsfähigkeit der deutschen Fabriken, die zuletzt etwa 600 Tonnen Blaukreuz- und 1000 Tonnen Gelbkreuzgas monatlich herstellen konnten.“ 45

Haber wollte die enge Verzahnung von Forschung und militärischen Anwendungen auch in Friedenszeiten fortführen und setzte sich für die Gründung einer Kaiser-Wilhelm-Stiftung für kriegstechnische Forschungen ein, die jedoch wegen des Kriegsverlaufs nicht mehr zur Realisierung kam.46 Auch hegte er eine „stille Liebe zur Schädlingsbekämpfung“47 und legte die Grundlagen für die Entwicklung des später in den Konzentrationslagern eingesetzten Zyklon B. Er initiierte die Gründung des Technischen Ausschusses für Schädlingsbekämpfung (TASCH), leitete dessen konstituierende Sitzung am 12.4.191748 und setzte sich für eine Schädlingsbekämpfungs-GmbH ein. „Das Kapital der Gesellschaft sollte vom Reich, den Bundesstaaten und der an der Kampfstoff(!)herstellung interessierten chemischen Industrie aufgebracht werden.“49 Anfang 1918 hatte Haber die Zustimmung der chemischen Industrie für eine Million Mark Stammkapital der GmbH.50 Gegründet wurde sie jedoch erst nach Kriegsende am 1.4.1919, 1922 erfolgte die Umwandlung in ein reines Privatunternehmen.51

Fritz Haber erfüllt alle Voraussetzungen an eine tragische Persönlichkeit. Auf der einen Seite steht der geniale Wissenschaftler, dem für seine bahnbrechenden Arbeiten zur Ammoniaksynthese am 1.6.1920 der Nobelpreis für Chemie verliehen wurde. Noch heute trägt das ehemalige KWI-PC, das jetzt Teil der Max-Planck-Gesellschaft ist, seinen Namen. Auf der anderen Seite steht der Kriegsverbrecher, der mit patriotischem Eifer und persönlichem Einsatz an der Front den Gaseinsatz im Ersten Weltkrieg maßgeblich vorantrieb und nach dem Krieg illegal weiterentwickelte. Die Entscheidung des Nobelpreiskomitees so kurz nach dem Krieg wurde wegen der Giftgaseinsätze in den Siegermächten heftig kritisiert und führte zur Absage einiger nichtdeutscher Preisträger.52 Haber glaubte als deutscher Patriot nach der Überzeugung handeln zu müssen: „im Frieden für die Menschheit, im Krieg für das Vaterland“.53 Dennoch musste Haber als Jude nach der Machtergreifung der Nazis 1933 emigrieren. Carl Bosch setzte sich erfolglos für Haber ein, auch durfte während der Zeit des Nationalsozialismus nicht an ihn erinnert werden.54 Das von ihm mitentwickelte Schädlingsbekämpfungsmittel wurde tragischerweise später für die Ermordung von Juden eingesetzt. Fritz Haber war also Täter und Opfer zugleich.

Innerhalb kürzester Zeit waren die Chemiewerke auf Kriegsproduktion umgestellt worden. Carl Duisberg drückte dies im Juli 1915 in einem Brief an Generalstabsoffizier Max Bauer so aus: „Sähen Sie jetzt einmal, wie es hier in Leverkusen aussieht, wie die ganze Fabrik umgekrempelt und umorganisiert ist, wie wir fast nichts mehr als Kriegslieferungen ausführen […], so würden Sie als Vater und Anstifter dieser Fabrikationen ihre helle Freude haben.“55

Werner Plumpe resümierte zur Rolle der IG-Firmen im Gaskrieg: „Die Farbenfabriken in Leverkusen waren einer der größten Lieferanten von Gaskampfstoffen und entsprechenden Granaten in Deutschland. Sie waren de facto der alleinige Hersteller von LOST und steuerten etwa die Hälfte des von deutscher Seite verwendeten Diphosgens sowie etwa 60 Prozent des Chlorpikrins bei. Bei Chlor betrug der Anteil Leverkusens immerhin 25 Prozent.“… „Die BASF war der größte Lieferant von Phosgen und hatte einen großen Anteil an der Chlorherstellung. HOECHST hatte eine starke Stellung bei Clark (Chlor-Arsen-Kampfstoff), in geringerem Maße bei Diphosgen. Der größte Anbieter von Chlor war die Chemische Fabrik Griesheim-Elektron. Insgesamt schnitten die Farbenfabriken im Wettbewerb um die Gaswaffenherstellung nicht schlecht ab. Wirtschaftlich war sie auf keinen Fall ein Verlustgeschäft, zumal die neue Granatenabfüllanlage in Dormagen vom Reich bezuschusst worden war.“56

„Der Anteil der IG bei der Entwicklung der chemischen Kriegführung war so überragend, dass die deutsche Armee es nicht – wie die Alliierten – nötig hatte, eine Sonderformation zu bilden. Die IG nahm diese grausame Aufgabe ganz allein auf sich.[…] Die vorbereitende Forschung erfolgte an Plätzen von höchstem wissenschaftlichem Ruf, wie zum Beispiel am Kaiser-Wilhelm-Institut, unter der persönlichen Anleitung des Nobel-Preisträgers Haber, der mit der Leitung der IG aufs engste assoziiert war. Zur gründlichen Ausbildung des Armeepersonals wurde bei Leverkusen eine Schule für Gaskrieg eingerichtet.“57


2.2.3 Versailles und die ausbleibenden Folgen

Nach dem Waffenstillstand am 11.11.1918 bereiteten sich sowohl die Siegermächte als auch das besiegte Deutschland intensiv auf Friedensverhandlungen vor, ohne dass es am Ende zu einem echten Austausch von Positionen und dem Bemühen um Konsensfindung kam.

Die im Januar 1919 in Paris beginnende Konferenz der 27 mit Deutschland im Krieg stehenden Staaten war mit über 10.000 Sachverständigen, Vertretern, Unterhändlern, Diplomaten und Politikern eine Mammutveranstaltung: „Sie tagten in 58 Ausschüssen, beobachtet von rund 500 Journalisten. Allein in der Vollversammlung saßen mehr als 1000 Abgeordnete.“1 Im Frühjahr 1919 traten bereits Meinungsverschiedenheiten zwischen den Alliierten auf, wie man mit Deutschland verfahren sollte. Der amerikanische Präsident bezeichnete beispielsweise die Franzosen als hysterisch, weil sie sich über die deutsche Nichteinhaltung der Waffenstillstandsbedingungen beschwerten.2 Margaret MacMillan war daher der Auffassung, dass „die langwierige Ausarbeitung der Friedensbedingungen sich zum Nachteil der Alliierten auswirkte.“3

In Deutschland beschloss die noch junge Weimarer Republik im Januar 1919 auf Vorschlag des Bankiers Max Warburg die Einrichtung einer Geschäftsstelle für die Friedensverhandlungen im Auswärtigen Amt unter Leitung des früheren Botschafters in London, Johann von Bernstorff,4 der eine Sachverständigenkommission zugeordnet wurde.5 Als Vertreter der Chemie in dieser Kommission war zunächst Carl Duisberg vorgesehen, der jedoch wohl wegen seiner Verstrickungen im Giftgaskrieg und als Verbindungsmann zu Ludendorff davon Abstand nahm und stattdessen Carl Bosch vorschlug.6 Dessen „Auftrag war die Rettung der IG-Gesellschaften. Deutschland mochte den Krieg verloren haben – die IG hatte nicht vor, den Frieden zu verlieren.“7

Bosch verfasste eine Denkschrift mit Forderungen der chemischen Industrie, in der die chemische Industrie als Opfer des alliierten Handelskrieges dargestellt,8 der Verlust von Absatzmärkten beklagt und in Anbetracht des verlorenen Krieges unrealistische bis dreiste Forderungen aufgestellt wurden.9 Auch der bereits erwähnte Referent im Kriegsrohstoffbüro Hermann Schmitz, damals stellvertretendes Vorstandsmitglied der Metallgesellschaft und Direktor bei deren Tochter Metallbank, arbeitete in dieser Kommission mit. Sein Wirken während des Krieges und der Friedensverhandlungen beeindruckte Carl Bosch offenbar so sehr, dass er ihn nach den Friedensverhandlungen als Finanzdirektor in die BASF und damit in die IG FARBEN holte, wo er 1935 bis zum Vorstandsvorsitzenden aufstieg. Als Experte für englisches Recht arbeitete zudem Otto Kiep, ein Bruder des Schwiegersohns von Walther vom Rath, in der Kommission mit. „Die Grundzüge der deutschen Reparationspolitik sind in ihrer entscheidenden Anfangsphase von den führenden Unternehmern und von der Reichsbürokratie fixiert worden. In der Organisation für die Friedensvorbereitungen, die das Auswärtige Amt ins Leben rief, dominierten die Repräsentanten der Wirtschaft […], die nun in enger Verbindung mit dem Auswärtigen Amt […] Richtlinien für die Friedensverhandlungen durchsetzten, die ihren Vorstellungen und Interessen entsprachen.“10

Man träumte u.a. davon, dass freier Handel und freier Zugang zu Rohstoffen und Absatzmärkten möglich sein könnte und Barleistungen als Reparationen erst nach Wiedererstarken der deutschen Wirtschaft erfolgen sollten. „So stellte Direktor Schmitz von der Metallbank einfach die Kreditfrage an den Anfang aller Friedensverhandlungen; dann werde deutlich werden, dass für Einfuhrkredite die meisten Sicherheiten, die Deutschland zu bieten habe, aufgebraucht würden und für Entschädigungszahlungen nichts übrigbliebe. Diese politisch verständnislose Reduzierung der Reparationsfrage auf ein Kreditproblem war ebenso unrealistisch wie einseitig.“ 11

Das „Traumland der Waffenstillstandsperiode“12 endete abrupt mit der Übergabe der Friedensbedingungen am 7.5.1919 im Hotel Trianon, dem einzigen Tag, an dem sich Deutschland und seine Kriegsgegner während der Verhandlungen trafen. In 3 Eisenbahnzügen hatte man sich zuvor am 26. und 27. April mit einer 180-köpfigen Delegation, darunter auch Bosch und Schmitz, auf den Weg nach Versailles gemacht, wo die Unterbringung in zwei von Bretterwänden umgegebenen Hotels einer Internierung glich.13

Der deutsche Delegationsleiter Graf Brockdorff-Rantzau brachte „sofort in seiner ersten und einzigen Rede an die Sieger die Kriegsschuld zur Sprache – der größte Fehler, den er in Versailles beging, denn er forderte die maßlose und unkluge Erwiderung der Alliierten geradezu heraus. Danach war die Kluft in der Kriegsschuldfrage nicht mehr zu überbrücken.“14 Nach Übergabe der endgültigen Friedensbedingungen trat am 17.6.1919 die Regierung von Philipp Scheidemann nach nur 4 Monaten im Amt zurück,15 die Unterzeichnung fand dann unter der Regierung Gustav Bauer am 28.6.1919 statt.16

Artikel 231 des Versailler Vertrages besagte, dass Deutschland und seine Verbündeten als Urheber für alle Verluste und alle Schäden verantwortlich sind, welche die Alliierten infolge des ihnen durch den Angriff Deutschlands und seiner Verbündeten aufgezwungenen Krieges erlitten haben. Dieser Satz wurde in der deutschen Öffentlichkeit entrüstet als ‚Kriegsschuldlüge‘ zurückgewiesen. Nach dem Urheber dieser Bestimmung, dem amerikanischen Juristen und späteren US-Außenminister John Foster Dulles, dessen Kanzlei Sullivan & Cromwell - nebenbei bemerkt - zu den Beratern der IG FARBEN gehörte,17 war damit jedoch keine moralische oder historische Aussage zur ‚Kriegsschuld‘ beabsichtigt gewesen. „Dulles zufolge war Artikel 231 ein Kompromiss zwischen dem Wunsch nach einer möglichst umfassenden deutschen Haftbarkeit und dem amerikanischen Streben nach deren Begrenzung. In der Tat erkannten die Sieger im folgenden Artikel 232 ausdrücklich an, dass Deutschlands Ressourcen nicht ausreichten, um für alle Kriegsschäden aufzukommen.“ 18

„In den 1920er und 1930er Jahren trugen die Reparationen wesentlich zur Vergiftung der Beziehungen zwischen Deutschland und den Alliierten sowie unter den Alliierten selbst bei.“19 „Da sich die (alliierten) Friedensmacher nicht auf eine endgültige Zahl einigen konnten, enthielt der Vertrag mit Deutschland nur eine Bestimmung über die Bildung einer alliierten Kommission, die innerhalb von zwei Jahren die Höhe der Reparationen festlegen sollte.“20

Im Januar 1921 wurden die Reparationsforderungen auf 226 Milliarden Goldmark festgelegt, die in 46 Jahresraten gezahlt werden sollten.21 Obwohl Deutschland sich selbst zur Zahlung von höchstens 100 Milliarden Goldmark bereit erklärt hatte,22 wurden bis 1932 nur rund 22 Milliarden Goldmark gezahlt, „also etwas weniger als das, was Frankreich mit seiner wesentlich kleineren Volkswirtschaft nach dem Deutsch-Französischen Krieg von 1870/71 an Deutschland abgeführt hatte.“23

„In Anlage 6 des Versailler Vertrages war festgelegt, dass die chemische Industrie die Hälfte ihrer Vorräte sowie in den kommenden 5 Jahren 25 Prozent ihrer Produktion zu den jeweiligen Niedrigstpreisen an die Reparationsgläubiger abzutreten hatte.“24 „Bei nüchterner Betrachtung waren die sich abzeichnenden Belastungen durch die Reparationsforderungen für die chemische Industrie nicht existenzbedrohend.“25

Artikel 171: „Mit Rücksicht darauf, dass der Gebrauch von erstickenden, giftigen oder ähnlichen Gasen sowie von allen entsprechenden Flüssigkeiten, Stoffen oder Verfahrensarten verboten ist, wird ihre Herstellung in Deutschland und ihre Einfuhr streng untersagt. Dasselbe gilt für alles Material, das eigens für die Herstellung, die Aufbewahrung oder den Gebrauch der genannten Erzeugnisse oder Verfahrensarten bestimmt ist.“26

Artikel 172 regelte ferner, dass die deutsche Regierung binnen drei Monaten nach Inkrafttreten den alliierten und assoziierten Hauptmächten Beschaffenheit und Herstellungsart aller Spreng- und Giftstoffe oder anderen chemischen Präparate, die von ihr im Laufe des Krieges angewendet oder zu dieser Anwendung vorbereitet worden sind, mitzuteilen hat. Die von den Alliierten eingesetzten chemischen Untersuchungskommissionen stießen nun allerdings auf heftigen Widerstand bei den IG-Managern, die einen Einblick in Produktionsverfahren verweigerten. Daraufhin wurde seitens der Alliierten Friedenskommission nachgegeben und die Untersuchungen nur auf die Herstellung von Gaskampfstoffen beschränkt, die allerdings wenig neue Erkenntnisse brachten. Borkin: „Die Vorteile der Deutschen resultierten aus ihrer Vormachtstellung in der zivilen Farbstoffherstellung, nicht aus der Erfindung neuer Gifte.“27

Seitens der Amerikaner wurden mehrere Anläufe unternommen, die Lücken der Haager Konvention durch klare Verbote des Einsatzes von Giftgas zu schließen, so 1921 bei der Konferenz zur Rüstungsbeschränkung in Washington28 und 1925 dem Genfer Gas-Protokoll, in dem sich auch Deutschland verpflichtete, auf Vorbereitung und Durchführung eines chemischen Krieges zu verzichten.29 Selbst unter den Alliierten konnten diese Verträge keine volle Unterstützung erlangen. So bauten auch die US-Amerikaner „präventiv“ den Chemical Warfare Service auf,30 in dem über 8000 Mitarbeiter an der Erforschung chemischer Kampfstoffe arbeiteten.31

Die Beamten der Untersuchungskommissionen stellten zudem fest, dass es sich bei der Haber-Bosch-Anlage in Oppau „um eine bahnbrechende technische Leistung handelte, ohne die Deutschland nicht bis zum Zeitpunkt des Waffenstillstandes hätte kämpfen können.“32 Die Franzosen wollten daraufhin diese Anlage im Betrieb studieren, was Bosch kategorisch ablehnte.33 „Zum Entsetzen der Franzosen entschied die Kommission zu Boschs Gunsten, mit der Begründung, es handle sich um eine rein wirtschaftliche Angelegenheit ohne militärische Bedeutung.“34 Der führende britische Sachverständige für chemische Kampfstoffe Victor Lefebure kritisierte in seinem Buch „Riddle of the Rhine“ (Das Rätsel vom Rhein) diese Entscheidung der Alliierten Kommission heftig, Bosch erneut nachzugeben und auf die Untersuchung zu verzichten. Er sah die „Chamäleon-Natur“35 der Farbenfabriken, die innerhalb kürzester Zeit zur Produktion von Sprengmitteln umgerüstet werden können36 und bezeichnete die IG FARBEN als „monströse getarnte Treibmine im aufgewühlten Meer des Weltfriedens“37

Lefebure trat für die Zerstörung der überschüssigen, nicht für den deutschen Bedarf an Farben benötigten Anlagen ein.38 Die Franzosen als Hardliner der Alliierten forderten zunächst sogar die komplette Demontage aller Rüstungsfabriken, darunter auch der Farben- und Nitratfabriken.39 Die deutsche Delegation, zu der u.a. Carl Bosch und Carl Duisberg gehörten, schlug in Geheimverhandlungen mit dem für die Verwaltung der konfiszierten IG-Anlagen in Frankreich beauftragten Beamten Joseph Frossard vor, die Abgabepflicht der deutschen Farbenindustrie durch privatwirtschaftliche Verabredungen zu gegenseitigem Nutzen zu regeln.40 Bosch schlug den Bau einer Stickstoffanlage in Toulouse vor, so dass die Franzosen Einblick in die Produktionsverfahren erhielten. Die IG FARBEN erhielt ihre Anteile an den französischen Anlagen zurück und die Demontage der deutschen Anlagen wurde abgewendet.41 Der Vertrag hierzu konnte wegen heftiger Kritik in Frankreich erst Ende 1920 unterzeichnet werden.42 Frossard sollte später im Zweiten Weltkrieg eine unrühmliche Rolle als Kollaborateur der IG FARBEN spielen.

In den USA wurde mit Kongressbeschluss vom 6.10.1917 das Amt eines Verwalters des fremden Eigentums geschaffen, dessen Aufgabe die Beschlagnahme und der Verkauf feindlichen Eigentums war, mit der „Absicht, dass die deutsche Industriearmee auf amerikanischem Boden gefangen genommen und zerstört werden soll.“43 Beispielsweise hatte die Leverkusener BAYER-Zentrale während des Ersten Weltkriegs dem Präsidenten von American BAYER zum erfolgreichen „economic warfare“ gratuliert, in dem er die amerikanische chemische Industrie lange Zeit kleinhalten konnte.44 Der Verwalter Mitchell Palmer stellte hierzu fest, dass deutsche Chemiefirmen die amerikanische Konkurrenz durch Preisdumping ausgeschaltet hatten,45 sodass eine amerikanische Arzneimittelproduktion kaum vorhanden war46 und 90 % der Farben aus deutscher Produktion stammten.47 Die deutschen Firmen und Patente wurden daraufhin in den USA beschlagnahmt, um der amerikanischen Chemieindustrie die Möglichkeit zur Entfaltung zu geben.48

Dabei bereicherte sich der amerikanische Chemiegigant E.I. du Pont de Nemours & Company (im Folgenden DU PONT), der in den USA wegen seiner exorbitanten Gewinne aus dem Verkauf von Schießpulver im Ersten Weltkrieg als „Merchandist of Death“49 beschimpft wurde, völlig ungeniert an den Patenten. Der amerikanische Autor Gerard Colby bezeichnete in seinem 1974 erschienenen Buch „Du Pont Dynasty: Behind the Nylon Curtain“50, dessen Verbreitung durch DU PONT massiv bekämpft wurde,51 den Erwerb der Patente als einen der „größten Diebstähle in der amerikanischen Geschichte.“52 Der Nachfolger von Mitchell Palmer als Verwalter des fremden Eigentums, Francis P. Garvin, wurde auf Betreiben von DU PONT gleichzeitig Präsident der Chemical Foundation. Hunderte Chemiepatente wurden im April 1919 – also zeitgleich zur Versailler Friedenskonferenz - von Verwalter Garvin an die Chemical Foundation veräußert und von deren Präsident Garvin an DU PONT weiterverkauft.53 DU PONT wollte auf diese Weise die Vormachtstellung der IG FARBEN auf dem Weltmarkt für Farben brechen. Auf das Verhältnis der beiden Chemiegiganten, die hinsichtlich ihrer Rolle in der Kriegswirtschaft und ihrem Machthunger viele Gemeinsamkeiten aufwiesen, wird später noch ausführlich einzugehen sein.

Der Versailler Vertrag sah ferner mit den Artikeln 227 – 230 eine Bestrafung von Kriegsverbrechern und deren Auslieferung an die Alliierten vor. Otto Hahn schrieb in seinen Erinnerungen: „Während des Krieges hieß es, Haber solle als Kriegsverbrecher vor ein internationales Gericht gestellt und zum Tode verurteilt werden.“54 Carl Duisberg55 und Fritz Haber56 flüchteten deshalb in die Schweiz, konnten jedoch nach kurzer Zeit wieder zurückkehren.57 Haber stand als einziger IG-Mann auf der sog. Millerand-Note vom 3.2.1920 mit 895 Auszuliefernden, die jedoch bereits nur 3 Monate später auf 45 Namen geschrumpft war. Rechtzeitig vor Verleihung des Nobelpreises war Haber von dieser Liste verschwunden und blieb ungeschoren. Was macht das mit einem Menschen? Er wurde nicht reumütig, wie seine zweite Frau Charlotte in ihren Erinnerungen den Tatsachen widersprechend behauptete.58 Vielmehr arbeitete Haber illegal trotz Verbotes durch den Versailler Vertrag weiter an der Entwicklung von Giftgasen.59 1929 beklagte er sich sogar, „dass er in Gassachen nicht mehr gehört werde.“60 Und Carl Duisberg fand bei den Besuchen der Untersuchungskommission zynisch und entlarvend zugleich „sehr interessant, als wir jetzt von unseren Gegnern hörten, welche Sprengstoffe, welche Gaskampfstoffe die gefürchtetsten gewesen sind.“61


2.2.4 Krieg als lohnendes Geschäft

Im Laufe des Krieges hatten sich die Chemieunternehmen der späteren IG FARBEN zum größten Sprengstoffhersteller mit einem maximalen Anteil von 77,1 % an der Produktion im Herbst 1917 entwickelt.1 Die Reingewinne der BASF sprudelten kräftig und verdoppelten sich von 15,1 Mio. M (1913) auf 33,3 Mio. M im Jahr 1917. In den Kriegsjahren konnten die Aktionäre der BASF mit Dividenden von 19 % und mehr rechnen, der Spitzenwert wurde 1916 mit 28 % erreicht.2 Man darf hier wohl von Kriegsgewinnlern sprechen.3 Als der Präsident der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft, Adolf von Harnack, dies jedoch am 1.8.1916 in einer Rede offen aussprach, wurde er von Vertretern der Großindustrie (u.a. vom HOECHST-Aufsichtsratsvorsitzenden Walther vom Rath) scharf kritisiert. Harnack ruderte daraufhin zurück und betonte, „dass ihm jeder Angriff auf die Privatwirtschaft als solche absolut fern gelegen habe.“4

„Der Erste Weltkrieg verhalf dem zuvor quantitativ unbedeutenden und noch teuren Haber-Bosch-Verfahren zur Hochdrucksynthese von Ammoniak zum Durchbruch auf dem Stickstoffmarkt.“5 Hatte die BASF 1915/16 noch einen Marktanteil an der gesamten Stickstoffproduktion von nur 18 % stieg dieser bis zum Kriegsende auf 39 %. Nach dem ersten Weltkrieg wurden mit dem Stickstoffsyndikat6 95 % der Stickstoffproduktion abgedeckt und gemeinsam vermarktet.7 1925/26 hatte die IG FARBEN mit einer Produktion von fast 340.000 t innerhalb dieses Syndikats einen Marktanteil von 73 % erreicht.8 Die direkte Einflussnahme auf politische Entscheidungen über das ‚Büro Haber‘ - sozusagen einem Doppelagenten - hatte sich bewährt.

Es gab auch keinerlei Unrechtsempfinden. Die führenden Vertreter der IG-Firmen sahen sich nur als ausführende Organe und nicht in der Verantwortung für Kriegsverbrechen. Anschuldigungen der Siegermächte sah man als völlig ungerechtfertigt an. Dass Kriegsverbrechen nicht verfolgt wurden und man recht bald wieder eine wichtige Rolle einnehmen durfte, bestätigte nach dem Verständnis der IG-Manager nur ihre Unschuld.9 Zudem konnte man durch geschicktes Taktieren und persönliche Beziehungen erreichen, dass die Demontagen von Anlagen glimpflich verliefen und die Firmen der IG FARBEN rasch wieder gut im Geschäft waren. Dass man im Krieg gutes Geld verdienen konnte und den Staat zu erheblichen Zugeständnissen bewegen konnte, hatte man positiv wahrgenommen.


Die Chemieindustrie war im Laufe des Krieges zu einem Machtfaktor in Deutschland geworden, der auf die Politik Einfluss nehmen konnte. Dabei war es hilfreich, Lobbyisten an strategisch wichtigen Positionen zu platzieren und die Großforschung für eigene Zwecke zu nutzen. Hinsichtlich der Auslandsbeteiligungen lernte man, dass eine direkte deutsche Beteiligung zu vermeiden war und eine Beteiligung über Strohmänner zur Vermeidung von Beschlagnahmungen optimal ist. Diese Erfahrungen aus dem Ersten Weltkrieg dienten als Blaupause für das Engagement der IG FARBEN während der Weimarer Republik und des Nationalsozialismus.




2.3 Der Megakonzern entsteht


2.3.1 Friedenswirtschaft und geheime Aufrüstung

Folgt man den Aussagen der führenden Manager zu Beginn der 1920er Jahre waren die Auswirkungen des Ersten Weltkriegs und des Versailler Vertrages auf die Unternehmen der IG FARBEN immens. So behauptete Carl Duisberg in seinen Erinnerungen, die Farben- und Pharmaindustrie sei besonders schwer vom Krieg getroffen worden, da Absatzmärkte und Patentschutz verloren gegangen und neue Konkurrenzfirmen entstanden seien.1 „Teuflische Pläne“ seien von den Alliierten geschmiedet worden „um die deutsche Teerfarbenindustrie, und zwar diesmal gründlich und sicher, ins Herz zu treffen.“2 „Die gemeinste aller Forderungen“ sei die auf einem Kongress 1922 formulierte Forderung zur Zerstörung aller Anlagen der deutschen Teerfarbenindustrie, die für eine erneute Aufrüstung eingesetzt werden könnten.3 Ein Kapitel seiner Erinnerungen trägt denn auch den düsteren Titel „Zerstörung von Leverkusen“, in dem er die Demontage der Salpeteranlage und die Zerstörungen im Wert von 50 Mio. Goldmark beklagte.4

Die wirtschaftlichen Daten zur Entwicklung der Unternehmen der IG FARBEN sprechen jedoch eine gänzlich andere Sprache und verliefen nach dem Tiefpunkt 1919 demgegenüber positiv.5 Selbst im Tiefpunktjahr 1919 konnte eine Umsatzrendite von 9,2 % erzielt werden.6 Schon 1932 stellte Helmut Wickel fest, dass die chemische Industrie stärker aus dem Krieg hervorgegangen ist, als sie in ihn eingetreten war.7 Rücklaufenden Umsätzen bei Farben stand eine starke Nachfrage nach Stickstoffdünger gegenüber. Nur im Hyperinflationsjahr 1923 konnte keine Dividende gezahlt werden. Ab 1923 überstieg der Auslandsabsatz die Verkäufe auf dem Binnenmarkt.8 Selbst der Farbstoffexport erreichte nach dem Einbruch ab 1922 wieder einen Weltmarktanteil von deutlich über 50 %.9 Nach der Währungsreform 1923/24 gab es ab 1926 einen kräftigen Aufschwung mit zweistelligen Wachstumsraten des Umsatzes, der 1929 mit 1,435 Mrd. RM einen historischen Höchststand erreichte.10 Sogar in den Jahren der Weltwirtschaftskrise 1930/31 konnten Dividenden an die Aktionäre gezahlt werden.11

Besonderen Anteil an der positiven Entwicklung der IG FARBEN in den 1920er Jahren hatte der Sektor Stickstoff, der eigentlich nach dem Willen der Alliierten wegen der schnellen Umrüstbarkeit zur Kriegsproduktion beschränkt werden sollte. Die IG investierte massiv in Neuanlagen und baute die Kapazitäten zwischen 1922 und 1929 von 300.000 Jahrestonnen um mehr als das Doppelte auf über 800.000 t/ a aus.12 Zur Erinnerung: Zum Kriegsende hatte die fertiggestellte Jahreskapazität nur 90.000 t betragen. 1931 war die IG FARBEN mit weitem Abstand weltgrößter Produzent von Stickstoff.13 Die hieraus entstandenen Überkapazitäten führten zu einer starken Exportabhängigkeit (1928 = 52 %), die bei weltweit gestiegener Produktion einen erheblichen Preisverfall von 1926 bis 1931 um 60 % bewirkten.14

Schon sehr lange hatte man sich deshalb für eine Beteiligung an der Norsk Hydroelektrisk Kvaelstofaktiesselskab (NORSK HYDRO) interessiert15 und bereits seit 1906 zunächst im Rahmen eines Joint Ventures eng kooperiert.16 1927 übernahmen die IG FARBEN 25 % der Aktien von NORSK HYDRO und einen Sitz im Hydro-Vorstand für Hermann Schmitz. NORSK HYDRO erhielt Zugang zum Haber-Bosch-Verfahren mit einer neuen, 1929 in Betrieb genommenen Anlage bei Porsgrunn und für den Generaldirektor Axel Aubert einen Sitz im IG FARBEN Aufsichtsrat.17 Die Beteiligung erfolgte auch unter Beteiligung der Schweizer Tochter IG Chemie, die später noch eine wichtige Rolle einnehmen wird.18

Die Beteiligung an NORSK HYDRO und ein Kartell mit ICI, konnten jedoch den Preisverfall bei Stickstoff nicht stoppen.19 In den Jahren 1931 bis 1933 wurden mit dem Stickstoffgeschäft sogar Verluste eingefahren,20 die durch Gewinne in anderen Sparten kompensiert werden mussten. Nicht Versailles hatte negative Auswirkungen auf die Stickstoffproduktion, sondern die IG FARBEN hatte sich selbst durch falsche unternehmerische Entscheidungen zum Aufbau von Überkapazitäten in eine verhältnismäßig schwierige wirtschaftliche Lage manövriert.

Ein Stickstoffmangel wie im Ersten würde im Zweiten Weltkrieg jedenfalls nicht mehr auftreten.21 Im Gegenteil: nun hatte man zu viel Stickstoff für die friedliche Dünger-Nutzung. In diesem Kontext ist die Bildung der Sprengstoffgruppe zu sehen, mit der die IG FARBEN zum größten deutschen Sprengstoffproduzenten wurde.22 1926 wurden die Köln-Rottweil AG, die Dynamit AG (DAG, vormals Alfred Nobel & Co) und die Rheinisch-Westfälische-Sprengstoff AG in die IG FARBEN eingegliedert.23 Später übernahm die IG auch die Aktienmajorität der WASAG, „sodass der deutsche Sprengstoffmarkt weitgehend von Konzerngesellschaften der IG FARBEN beherrscht wurde.“24 Ausschlaggebend waren „letztendlich wohl die engen, auch persönlichen Beziehungen zwischen der IG-Führung und den führenden Managern der Sprengstoffgruppe.“25 „Mit einem Bilanzvermögen von 127 Mio. RM im Jahre 1930 wäre allein diese Sprengstoffgruppe der IG FARBEN eines der größten deutschen Chemieunternehmen gewesen.“26

Entgegen den Bestimmungen des Versailler Vertrages wurde während der Weimarer Republik im Geheimen auch weiter an der Aufrüstung mit chemischen Kampfstoffen gearbeitet. Die Vertreter der IG FARBEN scheuten dabei zunächst die direkte Beteiligung und verhielten sich zumindest nach außen hin restriktiv.27 Gleichwohl war die AGFA in die geheimen Planungen der Heeresleitung involviert.28 Fritz Haber, weiterhin Direktor des KWI-PC und ab 1926 Mitglied des IG-Aufsichtsrates, war in alle geheimen Giftgas-Aktivitäten eingebunden.29 Um einer Schließung des KWI-PC durch die Interalliierte Militär-Kommission (IMKK) zuvorzukommen,30 löste Haber im März 1920 die Giftgas-Abteilung im KWI-PC nach einem Tipp von Duisberg auf und verlagerte das Personal in die Biologische Reichsanstalt für Land- und Forstwirtschaft (BRA), wo er weiterhin die Forschungen leitete.31 Sämtliche Unterlagen des KWI-PC zur Giftgasforschung wurden auf wundersame Weise kurz vor dem Besuch der IMKK durch einen Brand vernichtet.32

Auf dem Gasplatz Breloh des Truppenübungsplatzes Munster lagerten nach dem Waffenstillstand noch riesige Mengen an chemischen Kampfstoffen, die zur Beladung von 201 Zügen mit Grünkreuz, Blaukreuz und Lost ausgereicht hätten.33 Der Leiter des Gasplatzes und frühere Mitarbeiter Habers, Hugo Stoltzenberg, wurde nun zu einem begehrten Ansprechpartner der Militärs und zu einer zentralen und schillernden Person der geheimen Aktivitäten, dessen Fa. „Kampfstoffverwertung“ von Haber angeregt worden war.34 Haber verschaffte Stoltzenbergs Firma Einsatzmöglichkeiten, z.B. beim ersten aerochemischen Krieg Spaniens gegen Aufständische in Marokko. Haber fädelte den Bau von Senfgas (LOST)-Anlagen im spanischen Maranosa35 und russischen Samara36 ein. Stoltzenberg sollte im Auftrag der Reichswehr eine Chloranlage mit verschleierter Lost- Erzeugung und einer Kapazität von 7000 t/ a in Großenhainichen bauen.37 Ab März 1925 sah die IG FARBEN die Aktivitäten Stoltzenbergs jedoch als erwachsende Konkurrenz kritisch und stellte die Lieferungen von Rohstoffen und Vorprodukten ein: „Im Vordergrund stand vielmehr die durchaus begründete Furcht, dass die Aufdeckung der illegalen Kampfstoffherstellung bzw. ihrer fabrikatorischen Vorbereitung die Stellung der deutschen Chemieindustrie auf den wichtigen Exportmärkten gefährden und erneute Eingriffe der Siegermächte in die deutsche Chemieproduktion provozieren könnte.“38

Internationaler Druck und eine veränderte Außenpolitik durch Stresemann führten dazu, dass sich „die Reichswehr 1925/26 zu einer besseren Tarnung und zur Liquidierung der gefährdetsten Projekte gezwungen“ sah.39 Nach massiver Intervention durch die IG FARBEN, deren Anlagen zur zivilen Chlorproduktion nur zu 71 % ausgelastet waren, wurde die Anlage in Großenhainichen demontiert und an die IG FARBEN verkauft.40 Auch die Planungen der vom Reich finanzierten geheimen Lost-Anlage in Russland (Samara) wurden beendet,41 zumal das Projekt ohnehin erhebliche Probleme hatte. Nunmehr setzte das Heereswaffenamt (HWA) bei der illegalen Aufrüstung mit chemischen Kampfstoffen wieder verstärkt auf die IG FARBEN. „Bei einer Sitzung am 24. April 1928 wies aber Hauptmann Thomas, später als Chef des Wehrwirtschafts- und Rüstungsamtes im OKW einer der führenden Männer in der Rüstungswirtschaft des Dritten Reiches, darauf hin, ‚dass alle weiteren Maßnahmen von einer Rücksprache mit den leitenden Persönlichkeiten der einschlägigen chemischen Industrie abhängig‘ seien.“42

Der IG-Chemiker Gerhard Schrader arbeitete seit 1928 in Elberfeld an systemisch wirkenden Insektiziden auf der Grundlage von Phosphor- und Fluorverbindungen, die als erstes Nervengift 1936 Tabun, und 1938 SARIN, benannt nach seinen Schöpfern Gerhard Schrader, Otto Ambros, Gerhard Ritter (nach dem Krieg technischer Geschäftsführer des Kernforschungszentrums Karlsruhe und Leiter des EURATOM-Forschungszentrums Ispra) und Hansjürgen von der Linde,43 hervorbrachten. Schrader sah seine Rolle als rein zivil an,44 die Arbeiten erfolgten unter dem Deckmantel der Schädlingsbekämpfung.45 „Trotz internationaler Ächtung der Produktion von chemischen Waffen brauchte man so in Deutschland 1933 nicht beim Nullpunkt anzufangen. Dennoch war 1933 ein wichtiger Einschnitt, weil die chemische Kriegsvorbereitung Teil der gesamten Aufrüstung und Kriegswirtschaft wurde.“46

Carl Krauch vertrat 1938 sogar in einem Elf-Punkte-Programm die Auffassung, die chemische Waffe sei „die typisch den deutschen Rohstoffbedingungen und der Kapazität der deutschen chemischen Industrie entsprechende Waffe“, zudem entspräche sie der „besonderen naturwissenschaftlichen Begabung der Deutschen.“47 Im Einsatz „gegen geistig nicht hochstehende, technisch weniger geschulte Armeen“ sei der Geländekampfstoff LOST wegen seiner „heimtückischen, schwer erkennbaren und unentrinnbaren Wirkungen“ ein gefürchteter Gegner, nicht zuletzt weil der „Geländekampfstoff jede Türklinke, jeden Zaun und jeden Pflasterstein zur Waffe des Gegners“ macht. Der Geländekampfstoff aber stelle derartig hohe Anforderungen an technische Schulung, Disziplin des Einzelnen und Organisation und materielle Mittel der Abwehr, dass „ihm gegenüber nur moralisch aufs höchste gefestigte und disziplinierte und technisch ausgerüstete Bevölkerungen standhalten können.“48 Krauch forderte wie schon im Ersten Weltkrieg unter Fritz Haber ein Chemiker-Offizierkorps und „eine Durchdringung der gesamten Wehrmacht mit dem Gedanken der chemischen Waffe.“49

Angelika Ebbinghaus widersprach der häufig in der Literatur zitierten These, dass „der Weltkonzern sich aufgrund seiner Erfahrungen nach dem Ersten Weltkrieg und aufgrund seiner Auslandsinteressen nicht auf das Geschäft mit den geächteten Chemiewaffen einlassen“ wollte und erst nach dem September 1939 aus „nationaler Solidarität“ die chemische Aufrüstung aktiv unterstützt habe.50 „Die IG FARBEN gab jedoch nicht nur die wesentlichen Impulse für die Weiterentwicklung der hautschädigenden Kampfstoffe, sondern in ihren Labors wurden auch die neuen Nervengifte synthetisiert. Der IG-Chemiker Gerhard Schrader hatte den Auftrag erhalten, synthetische Insektizide auf der Basis von Fluorverbindungen zu entwickeln. Das wissenschaftliche Hauptlaboratorium des IG-Farben-Werkes in Leverkusen (Anm. unter Leitung von Otto Bayer) prüfte in diesem Kontext auch, inwieweit sich die toxischen Fluorverbindungen als Kampfstoffe eigneten. Damit geriet Schraders Blick auf die organischen Fluor-Phosphor-Verbindungen und organischen Phosphorverbindungen überhaupt, die systematisch auf ihre ‚Kampfstofftauglichkeit‘ geprüft wurden.“51

Um die Aktivitäten der IG FARBEN auf dem Gebiet der Kampfstoffentwicklung und -produktion zu verschleiern, wurden die Luranil Baugesellschaft mbH zur Erstellung neuer Kampfstofffabriken und die Anorgana GmbH mit den Geschäftsführern Ambros und Dencker, sowie dem Aufsichtsratsvorsitzenden Fritz ter Meer, zum Betrieb dieser Fabriken gegründet.52 Eichholtz sprach vom „IG-Schema“, nach dem gegenüber dem Reich jeweils für den Bau als auch der Pacht immer nur eine Gesellschaft auftrat, da man eine Verzahnung mit anderen Werken für „nicht erwünscht“ hielt.53 Produziert wurden die Giftgase nach Ebbinghaus an den Anorgana-Standorten Dyhernfurth, Gendorf und Falkenhagen, sowie den IG-Farben-Standorten Hüls, Ludwigshafen, Uerdingen, Wolfen, Frankfurt-Hoechst und Auschwitz.54


2.3.2 Entstehung und Aufbau der IG FARBEN

Der Erste Weltkrieg, „auch eine Niederlage der deutschen Rüstungsindustrie“,1 beschleunigte die Fusion der Farbenwerke Deutschlands. „Schon während des Krieges erkannten die IG-Manager, dass die anderen Industriestaaten darangingen, ihre Farbstoffindustrie auszubauen, um in der Versorgung autark zu werden. Daher rechnete man mit einem verstärkten Protektionismus, der den Marktzugang erschweren würde.“2

Erste Anläufe zu einer Fusion gab es allerdings schon vorher. Schon 1903 machte Carl Duisberg nach einer gemeinsam mit Friedrich Bayer durchgeführten USA-Reise, bei der er von der dortigen Trust-Bildung beeindruckt war,3 in einer Denkschrift den Vorschlag zur Fusion der Farbenwerke. Duisberg plädierte für eine gemischte Organisationsform mit einer zentralen Leitung für die administrativen Aufgaben und die strategische Führung des Unternehmens, aber dezentral autonomen Betrieben als Träger der Produktion sowie der Forschung und Entwicklung.4 Duisberg weiter: „Die jetzt bestehende Herrschaft der deutschen chemischen Industrie, speziell der Farbenindustrie, über die ganze Welt würde dann meines Erachtens für die nächste Zukunft gesichert sein.“5

HOECHST lehnte zu dem Zeitpunkt eine Beteiligung ab6 und bildete stattdessen 1904 einen Zweierbund mit CASSELLA, dem sich 1906 auch KALLE anschloss. Aus den Firmen BAYER, BASF und AGFA bildete sich 1905 ein Dreierbund, sodass bis zum Ersten Weltkrieg zwei Dreierbünde von chemischen Firmen existierten.7 Während des Ersten Weltkriegs plädierte Duisberg 1915 erneut für die sofortige Fusion zu einer Aktiengesellschaft unter Beteiligung nun aller Farbenwerke, auf die das Vermögen der Gründerfirmen übertragen werden sollte.8

Am 18.8.1916 - das zeitliche Zusammentreffen mit dem Hindenburg-Programm ist sicher nicht ganz zufällig - wurde daraufhin die Interessengemeinschaft Farben (IG FARBEN) gebildet, der sich neben den beiden Dreierbünden auch Weiler-ter Meer und CFGE anschlossen. Der Zusammenschluss war aus Sicht der Unternehmen nötig, um Ungewissheiten bezüglich der Auslandsbeteiligungen und der entstehenden ausländischen Konkurrenz besser begegnen zu können.9 Duisberg konnte sich jedoch noch nicht ganz durchsetzen, denn die Unternehmen blieben selbstständig, delegierten wesentliche Entscheidungsbefugnisse allerdings an einen Gemeinschaftsrat.10

Dieser Gemeinschaftsrat, aus dem nach der Fusion vom 9.12.1925 der Verwaltungsrat hervorging, erlangte als ‚Rat der Götter‘ große Bekanntheit. Für den Sohn Curt Duisberg war dieses Gremium von den beiden großen Exponenten und Patriarchen Carl Bosch (Vorstandsvorsitzender, BASF) und Carl Duisberg (Vorsitzender des Aufsichtsrates, BAYER) beherrscht.11 Eine ausgleichende und vermittelnde Rolle nahm der Erste Stellvertretende Vorsitzende des Aufsichtsrates, Walther vom Rath, ein, der sich als gewiefter Taktiker und Wahrer der HOECHST-Interessen herausstellen sollte.

In der Nachkriegsphase verstärkte sich der wirtschaftliche Druck zu einer vollständigen Fusion.12 Bedingt durch den Waffenstillstand wurden alle Aufträge für Sprengstoff storniert, die 1917/18 fast 78 % des Umsatzes der BASF ausmachten,13 bei BAYER betrug der Anteil über 50 %.14 Wie schon zuvor von den Managern befürchtet, erschien die Wiedergewinnung der Vorkriegsproduktion auf dem Weltfarbstoffmarkt zunächst illusorisch. Während 1913 noch 63 % des Umsatzes mit Farben erwirtschaftet wurden, sank deren Anteil 1924 auf 39 %, stieg aber später wieder auf über 50 % an. Der Anteil der Düngemittel machte 1924 bereits 33 % des Umsatzes aus, was zu einer Verschiebung der Gewichte innerhalb der IG FARBEN führte: der Anteil der BASF stieg 1924 auf 45,1 % des Gesamtumsatzes, während er 1913 nur 21,5 % betragen hatte.15

„Technisch beruhte die Dynamik der BASF in der Hauptsache auf der innovativen Ammoniaksynthese als Basis der Produktion von Industriedüngern sowie der Weiterentwicklung des katalytischen Hochdruckverfahrens zur Gewinnung von synthetischem Methanol.“ 16 Sowohl für den Ausbau der Stickstoffkapazitäten als auch die Entwicklungsarbeiten zur Kohlehydrierung war bei der BASF ein hoher Investitionsbedarf entstanden, der die Einbindung in einen größeren Konzern erforderlich machte.

Es entwickelte sich die Duisberg-Bosch-Kontroverse, in der nun Duisberg kurioserweise für die Selbstständigkeit in einer Holding eintrat, während Bosch als Vertreter der gestärkten BASF eine vollständige Fusion forderte.17 Die Kontroverse endete im Juli mit einem Kompromiss, der eine vollständige Fusion und eine Organisation nach Duisbergs Plänen vorsah. Bosch wurde Vorstandsvorsitzender, Duisberg Aufsichtsratsvorsitzender.18

Doch was war mit den Farbwerken HOECHST? „Vergleicht man aber die leitenden Persönlichkeiten der drei ‚großen Schwestern‘ und ihre beruflichen Leistungen, so muss man konstatieren, dass Duisberg in Leverkusen eine moderne und rationelle Fabrik geplant und durchgesetzt hatte und in Ludwigshafen der kommende Mann, Carl Bosch, als Chemiker und Techniker die Hochdrucksynthese erfolgreich technisch durchgesetzt und für die BASF mit der damit verbundenen Düngemittelproduktion ein wichtiges und lukratives Geschäft aufgemacht hatte. Solchen Erfolgen hatte man in HOECHST damals nur noch wenig entgegenzusetzen – wollte dies aber nicht wahrhaben.“19

1918 hatte die Rüstungsproduktion der Farbwerke HOECHST 70 % des Umsatzes ausgemacht, eine Umstellung auf Friedensproduktion war schwierig.20 1923/24 verschlechterte sich die Geschäftslage der Farbwerke HOECHST weiter, es gab Verluste, Entlassungen und nur noch eine Auslastung von 40 %.21 Der Anteil am Gesamtumsatz der IG FARBEN sank von 18,4 % (1913) auf 13,6 % (1924).22 Es muss seitens der Farbwerke HOECHST AG extrem erfolgreich verhandelt worden sein, wenn sie dennoch als gleich große Schwester aufgenommen wurde23 und die Aktionäre des kränkelnden Unternehmens damit eine erhebliche Wertsteigerung verzeichnen konnten.

Am 9.12.1925 wurde dann die tatsächliche Fusion zur I.G. Farbenindustrie AG vollzogen. Die BASF übernahm das Vermögen der anderen Unternehmen unter Ausschluss der Liquidation, verlegte ihren Firmensitz von Ludwigshafen nach Frankfurt (Main) und änderte ihren Namen in I.G. Farbenindustrie AG (im Folgenden IG FARBEN) unter Erhöhung des Grundkapitals auf 646 Mio. Reichsmark. BASF, BAYER und HOECHST hatten jeweils einen Anteil von 27, 4 %, AGFA 9 %, CFGE 6,9 % und Weilerter Meer nur 1,9 %.24 Zur Erinnerung: Die Aktionäre von HOECHST hatten nun einen Anteil von 27,4 % des neuen Großkonzerns, obwohl der Umsatzanteil auf 13,6 % geschrumpft war und es einen erheblichen Sanierungsstau gab. Es liegt nahe, dass der einflussreiche und gewiefte Walther vom Rath mit dem Spitznamen „Säckelwetzer“25 maßgeblich zu diesem Ergebnis beigetragen hat.

Der erste Vorstand setzte sich aus allen nicht zuvor in Ruhestand getretenen Mitgliedern der Vorstände der Gründergesellschaften und war damit mit 83 Mitgliedern sehr groß, von denen 43 jedoch nur stellvertretend waren.26 Zwischen 1926 und 1933 schieden 54 Mitglieder aus unterschiedlichen Gründen aus. Bis 1944 reduzierte sich die Größe des Vorstands auf 22, von denen 45 % von der BASF, 23 % von BAYER und 9 % von HOECHST kamen.27

Nach dem Tod Carl Duisbergs 1935 erfolgte die ‚Ausschaltung‘ BAYERs in den Führungsebenen dieser Gremien. Auch hier setzte sich demnach die BASF durch, HOECHST mit KALLE und CASSELLA blieb dennoch stark vertreten.28 Bosch wechselte als Vorsitzender in den Aufsichtsrat und setzte gegen die ursprüngliche Planung Duisbergs, der ter Meer protegiert hatte, Hermann Schmitz als Nachfolger im Amt des Vorstandsvorsitzenden durch.29 Nachdem der Aufsichtsrat 1937 auf 15 Personen verkleinert worden war, wurde der Verwaltungsrat aufgelöst.30

Eine wichtige Rolle nahm der mit 12 Chemikern besetzte Technische Ausschuss (TEA) wahr, der für die gesamte Investitionsplanung, die Errichtung neuer Werke und die Koordination der Forschungs- und Entwicklungspolitik verantwortlich war. Geleitet wurde er 1926 - 1932 von Karl Krekeler und 1933 - 1945, also während der gesamten Zeit des NS-Regimes, von Fritz ter Meer.31 Dem 1930 gebildeten Zentralausschuss oblag hingegen die Festlegung der großen Linien der Unternehmenspolitik. Er wurde bis 1935 von Bosch, und anschließend bis 1945 von Hermann Schmitz geleitet.32 Hermann Schmitz und Fritz ter Meer waren somit während des NS-Regimes die prägenden Personen der IG FARBEN.

Flexible Binnenstrukturen und das Prinzip der „dezentralen Zentralisierung“ führten dazu, dass die IG FARBEN vergleichbaren Unternehmen ihrer Zeit weit voraus waren. „Das geheime Erfolgsrezept hatte darin bestanden, dass sich alle internen wie externen Schlüsselpositionen untereinander verwoben in der Hand von etwa 30 Spitzenmanagern befanden. Sie hatten den Koloss IG FARBEN im Verlauf der dreißiger Jahre zu einem ebenso dynamischen wie aggressiven Instrument der technisch-ökonomischen Expansion geformt.“33

Innerhalb des Konzerns verschoben sich die Gewichte weiter zu Gunsten der BASF und durch Rationalisierung und Zusammenstreichung von Farbenprodukten zu Lasten von HOECHST. „Erstens stand HOECHST in beiden Fällen allein, alle anderen Parteien hatten miteinander eine Übereinkunft erzielt. Dabei wurde HOECHST teils bewusst übergangen, teils schloss es sich selbst aus und versuchte mit fragwürdigen Methoden [….] Produkte zu erhalten. Zweitens hatte HOECHST um Anerkennung innerhalb der IG zu kämpfen, der Vorwurf gegenüber HOECHST war nicht selten – und auch nicht zu Unrecht – der einer schlechten Wirtschaftlichkeit und überalterter Apparaturen.“ „Insgesamt wird mehr als deutlich, dass HOECHST einen außerordentlich schweren Stand innerhalb der IG hatte, teils selbst verschuldet wegen der Überalterung der Anlagen, teils auch wegen der Unfähigkeit seiner Manager Koalitionen zu schmieden.“34

Bosch schickte im Sommer 1926 seinen Vertrauten Fritz Gajewski nach HOECHST, was zu scharfen Auseinandersetzungen mit der Hoechster Werksleitung führte. Es gab Gerüchte, dass sogar eine Schließung des Hoechster Werkes in der Diskussion gewesen sei.35 Dabei soll Fritz ter Meer besonders negativ eingestellt gewesen sein: „Fritz ter Meer hatte die alten Hoechster Herren und die dortigen Verhältnisse nie recht leiden können und brachte dies jetzt beim Glase Wein zum Ausdruck, dass bei den Verhandlungen, die dem Zusammenschluss der IG vorausgingen, vieles nicht in Ordnung gewesen sei. Er meinte wohl, dass HOECHST seine wirkliche Situation in beschönigender Weise darzustellen verstanden hatte.“36

Ter Meer sprach also abschätzig von den „Hoechster Herren“, womit wohl in erster Linie Walther vom Rath gemeint war.


2.3.3 Familienunternehmen IG FARBEN

Für ein Unternehmen dieser Größenordnung ist es überraschend, in welchem Maße verwandtschaftliche Verbindungen zwischen den Führungskräften der IG bestanden. Die nichtjüdischen Gründerfamilien der Ursprungsunternehmen hatten bis zur Auflösung der IG FARBEN wesentlichen Einfluss auf alle unternehmerischen Entscheidungen. Werner Plumpe beschreibt am Beispiel Carl Duisbergs, wie wichtig die Einheirat in die Gründerfamilien für den Aufstieg an die Spitze eines Unternehmens der Farbenindustrie war.1 Ende des 19. Jahrhunderts lag die Unternehmensführung der Farbenwerke BAYER komplett in den Händen der Kinder und Schwiegerkinder von Friedrich Bayer sen., der Aufsichtsrat war familiär geprägt.2 Beispielsweise verlief die Hauptversammlung 1889 mit 17 Personen wie eine kleine Familienfeier. „Die Eigentümerstruktur in den Farbenfabriken und ihre Finanzierung über Kapitalerhöhungen und langfristige Obligationen hielten fremden Einfluss aus dem Unternehmen heraus und bildeten die Basis dafür, dass Duisberg wie ein Eigentümer auftreten konnte.“3

Diese Strukturen setzten sich in der IG FARBEN fort. Jens Ulrich Heine analysierte in seinem Buch ‚Verstand und Schicksal‘ die verwandtschaftlichen Beziehungen der Aufsichtsrats- und Vorstandsmitglieder der IG FARBEN und teilte diese in 5 Kreise ein, deren Grenzen aber fließend seien.4 In einer etwas unübersichtlichen Tabelle wurden dort (s. Anlage 1)5 die verwandtschaftlichen Beziehungen zwischen 57 Mitgliedern des Vorstandes und des Aufsichtsrates dargestellt. Es wird deutlich, dass es nicht nur Erbfolgen zu direkten Nachkommen gab, sondern viele Querverbindungen zwischen den Familien. Carl Duisberg, Hermann Schmitz, Paul und Richard von Schnitzler bringen es auf jeweils 21, Adolf und Walter von Brüning und Carl-Ludwig Duisberg haben jeweils 20, Walther vom Rath immerhin noch 17 verwandtschaftliche Beziehungen.

Der Sohn Carl Duisbergs, Curt, beschäftigte sich in seinen Erinnerungen mit der Frage, ob es Familiendynastien oder eine Art von Protektionismus gab. „Gab es eine Nachfolge vom Vater auf den Sohn, und war da Automatismus im Spiel, ohne Rücksicht auf Eignung oder vorherige Bewährung?“6 Er verneinte diese Frage für die BASF und BAYER, wobei er außer Acht ließ, dass Carl Duisberg u.a. mit den Familien Bayer und von Böttinger verwandt war und Spitzenreiter bei den von Heine analysierten Beziehungen ist.

Bemerkenswert sind Curt Duisbergs Ausführungen zur Wahrung von Traditionen im Hause ter Meer. Der Firmengründer Dr. Edmund ter Meer wurde als eine große, stattliche Erscheinung, als Patriarch alter Schule und als Rheinländer durch und durch beschrieben, der in seinem Werk ob seiner Zornesausbrüche gefürchtet wurde und mit dem in der IG FARBEN nicht gut Kirschen essen war.7 Lange Zeit wehrte sich Edmund ter Meer gegen die Fusion, wurde aber schließlich von seinem Sohn Fritz umgestimmt. Dieser war Chemiker wie sein Vater, der ihm während seiner Ausbildungszeit nichts schenkte. In der Zeit um 1924 war er schon im Vorstand der autoritär geführten Uerdinger Firma. Fritz ter Meer war laut Curt Duisberg eine Ausnahme, die die Regel bestätigt, dass bedeutende Väter selten Söhne haben, die bedeutender sind als sie. Der Sohn führte die Arbeit seines Vaters fort und baute eine eigene Dynastie auf.

„Wer es in Leverkusen zu etwas bringen wolle, müsse aus Uerdingen kommen. Tatsächlich kam nach Fritz ter Meer, Ulrich Haberland und Kurt Hansen so manches Vorstandsmitglied aus Uerdingen, oder manche waren dort geschult worden.“8 Auch der ‚Kronprinz‘ Karl Winnacker verdankte seine Karriere Fritz ter Meer, worauf später noch einzugehen ist.

Ein weiteres Beispiel für eine Familiendynastie über mehrere Generationen hinweg sind die Farbwerke HOECHST. Als sich der Firmenmitgründer Wilhelm Meister 1890 aus gesundheitlichen Gründen aus dem Aufsichtsrat zurückzog übernahm sein Schwiegersohn Walther vom Rath, der über 5 Jahrzehnte die Geschicke zunächst der Farbwerke HOECHST, dann der IG FARBEN maßgeblich mitbestimmte. 1902 übernahm vom Rath vom anderen Mitgründer Lucius den Vorsitz im Aufsichtsrat der Farbwerke HOECHST. Von 1916 an saß vom Rath im sog. ‚Rat der Götter‘, von 1926 bis 1940 im Aufsichtsrat der IG FARBEN. Sein Schwiegersohn Louis Leisler Kiep war als Vertreter der Eigentümerfamilien nach dem Zweiten Weltkrieg an den Verhandlungen zur Auflösung der IG beteiligt und achtete darauf, dass das Familienvermögen erhalten blieb. Auch hierauf wird später noch einzugehen sein.

Über Walther vom Rath und seine verwandtschaftlichen Beziehungen schrieb Heine:

„Walther vom Rath war somit über die Geschwister seiner Eltern, über seine Ehefrau und Enkel verwandt mit den Bankiersfamilien Deichmann, Stein und Schnitzler, den HOECHST Gründerfamilien Meister und Lucius, der Uerdinger Gründerfamilie ter Meer und deren angeheirateten Familien Schimmelpenninck, Bethmann, Brüning, und – entfernter – Steinmeister, Peltzer und Kalle. Direkte und indirekte familiäre Verbindungen und Aktivitäten bestanden über die erwähnten hinaus zu den Bankhäusern Schröder und Mumm, Mallinckrodt und Hagen, Köster, vom Rath & Co. und der Deutschen Bank, an deren Gründung Onkel Adolph vom Rath (1832 – 1907) beteiligt und deren Aufsichtsratsmitglied er 1870 bis 1889 und -vorsitzender 1889 bis 1907 war.“9

Allein die beiden Beispiele Fritz ter Meer und Walther vom Rath zeigen eindrucksvoll, dass die gewagte Behauptung Werner Plumpes, die Gründerfamilien hätten im IG-Vorstand keine Rolle mehr gespielt und im Aufsichtsrat kein entscheidendes Gewicht gehabt,10 eindeutig falsch und irreführend ist. Fritz ter Meer hatte bei allen technischen Entscheidungen über den Technischen Ausschuss die entscheidende Rolle und Walther vom Rath war der Strippenzieher im Aufsichtsrat, der seinem kränkelnden Unternehmen trotz Umsatzverlusten in der IG FARBEN eine starke Rolle verschaffte. Und auch Carl Duisberg war zwar angestellter Manager, aber durch Heirat mit den Gründerfamilien verwandt.

Volker Koop beschrieb in seinem 2005 erschienenen Buch ‚Schmutziges Vermögen‘ wie es der IG FARBEN auch während des Zweiten Weltkriegs gelang, über die Schweiz (IG Chemie) Geschäfte mit dem Kriegsgegner USA (General Aniline and Film Corporation – GAF) zu machen. Beide internationalen Firmen waren aber nur Marionetten11 in diesem „grenzüberschreitenden Wirtschaftskrimi“, die über Verwandte von der IG FARBEN gesteuert wurden.12 Während des Zweiten Weltkrieges wurde diese Beherrschung verschleiert, damit der USA-Besitz nicht konfisziert wurde. Dies hatte man aus den Erfahrungen des Ersten Weltkrieges gelernt.

Die US-amerikanischen Ermittler der Finance Division hatten 1945 festgestellt: „Die Ermittlung des Auslandsvermögens der IG FARBEN darf als das größte Betrugsverfahren in der Geschichte der Industrie und des Finanzwesens gelten. Jeder Tag enthüllt neue, bislang unbekannte Verknüpfungen im Reich der IG FARBEN.“13 In einem Schreiben vom 26.9.1940 an das Reichswirtschaftsministerium hatte die Frankfurter IG-Zentrale sogar frohlockt: „Nach unseren bisherigen Erfahrungen haben sich unsere Tarnungsmaßnahmen auch im Kriege bestens bewährt und in zahlreichen Fällen unsere Erwartungen sogar übertroffen.“14

Koop: „Die Geschichte von IG FARBEN, IG Chemie, General Aniline and Film Corporation sowie einer Reihe von Tochtergesellschaften dieser Unternehmen ist zugleich auch die einiger weniger Familien“ „Unbestrittene Führungspersönlichkeit des Chemie-Giganten war an erster Stelle Hermann Schmitz, der durch eine Vielzahl familiärer und freundschaftlicher Bande Aufbau und Kontrolle über das Imperium sicherstellte. Er zog Vertraute aus der Frankfurter Metallgesellschaft nach und umgab sich mit einem Kreis von ihm Nahestehenden.“15 Als „Meister der finanziellen Tarnung“ wurde Schmitz von Vorstandskollegen bezeichnet.16

Die US-amerikanischen Ermittler waren 1945 erstaunt, wie die Stammbäume der I.G.-„Families“ immer dichtere Konturen annahmen.17 „Hermann Schmitz… hatte seit Ende der zwanziger Jahre mittels neuer Tarnungs- und Transaktionstechniken dort wieder angeknüpft, wo der Versailler Vertrag Verbindungen zerrissen hatte.“18 Schmitz war maßgeblich als Finanzchef der IG FARBEN seit 1919 an der Gründung der IG Chemie in der Schweiz und der American IG Chemical Corporation beteiligt und „hatte dabei weitgehend familiäre Bande benutzt.“19 Schon zu seiner Zeit bei der Metallgesellschaft hatte Schmitz seinen sehr engen Freund und Kollegen Eduard Greutert nach Basel geschickt und dort die Fa. Greutert & Cie. gründen lassen, die völlig von Schmitz beeinflusst wurde.20 Greutert, dessen Neffe und Schwager, sowie der in der Schweiz eingebürgerte Schwager von Schmitz, Albert Gadow, saßen im Verwaltungsrat der Basler IG-Holding IG Chemie.21 „Bruder Dietrich A. Schmitz erwarb die US-Staatsbürgerschaft und avancierte zum Haupttreuhandsaktionär der lateinamerikanischen IG-Niederlassungen, aber auch zum Präsidenten der IG-Tochter American IG Chemical Corporation (später General Aniline and Film - GAF)“.22

Dass es sich um Tarnkonstruktionen handelte, wurde durch ein bei der Hausdurchsuchung der Alliierten im Privathaus von Hermann Schmitz gefundenes Schreiben deutlich, das der IG FARBEN jederzeit ein Rückkaufsrecht der General Aniline and Film von der schweizerischen IG Chemie ermöglichte.23 Janis Schmelzer erwähnte zudem eine Geheimakte 1/100/7: ‚Tarnung von Betriebsstätten im Ausland‘: „In einem elfseitigen vom August 1940 datierten Schreiben an Dr. Schneider (Leiter Leuna-Werke) gibt die IG-Farben einen historischen Überblick über die Gründe, die sie in der Vergangenheit zu Tarnungsmaßnahmen veranlasst hatte, sowie über die damit erreichten Erfolge und nimmt anschließend Stellung zu der Frage der zukünftigen Gestaltung ihrer Auslandsorganisationen, das heißt ihrer betriebseigenen 5. Kolonne: „Wir haben uns deshalb entschlossen, diese neuen Gesellschaften als selbständige, kapitalmäßig von uns völlig unabhängige Gesellschaften des betreffenden Landes zu tarnen.““24 Es wurde intern ganz unverblümt von „Strohmännern“ gesprochen.25

Der Neffe von Hermann Schmitz, Max Ilgner, heiratete die Tochter Carl Duisbergs,26 leitete ab 1929 die Berliner Zentrale NW 7 und gründete 1931 die Chemnyco Inc.,27 die als Spionagezentrale der IG FARBEN in den USA galt.28 Vizepräsident dieses Tarnunternehmens wurde nach seiner Einbürgerung in die USA dessen Bruder Rudolf Ilgner.29 Als weitere Manager wurden die ebenfalls eingebürgerten Söhne Carl Duisbergs, Wilhelm von Meisters und Walther vom Raths - Walter Duisberg, Wilhelm von Meister jr. und Wilhelm vom Rath (bzw. nach Einbürgerung William H. vom Rath30) - eingesetzt.31

Karl-Heinz Roth sah sogar Mafia-ähnliche Strukturen: „Zumindest im Bereich des kaufmännischen und wirtschaftspolitischen Spitzenmanagements taten sich hinter dem Funktionszentrum der IG FARBEN Familienzusammenhänge auf, die an eine Assoziation in den Händen von drei oder vier Super-Paten gemahnten. Bevor sie sich im Verlauf ihrer Weltwirtschaftskrise auf ein Programm zur Rückeroberung ihrer Weltmachtstellung verständigte, hatte diese Assoziation ihre Familienangehörigen längst zur Einbürgerung in den künftigen neutralen und Feindstaaten hinausgesandt.“ 32


2.3.4 ‚IG Deutschland – Der Staat im Staate‘

Unter obigem Titel erschien 1932 ein Buch des Journalisten Helmut Wickel, in dem der Einfluss der IG FARBEN auf die Innen- und Außenpolitik des Deutschen Reichs noch vor der Machtergreifung der Nationalsozialisten eindrucksvoll beschrieben wurde. Zur zentralen Figur beim Aufbau der effektiven und sehr einflussreichen Strukturen zur ‚Politikberatung‘ der Weimarer Republik und zur internationalen Expansion mit Hilfe von Tarnfirmen und Strohmännern entwickelte sich Hermann Schmitz. Zitat Wickel: „Ganz nach dem Wunsche Duisbergs werden die Dinge heute nicht mehr im Reichstag entschieden, sondern in unverantwortlichen Gremien von Wirtschaftsvertretern, sogenannten Beratern der Regierung, unter denen Schmitz der wichtigste und einflussreichste ist.“1

1919 von Carl Bosch nach den Verhandlungen in Versailles zur BASF geholt, wurde Schmitz Finanzchef zunächst der BASF und dann zu einem der mächtigsten Männer der IG FARBEN ab 1926 als deren Finanzchef. Auch seine Verurteilung in Abwesenheit durch ein französisches Militärgericht zu 8 Jahren Haft wegen Verweigerung der Zusammenarbeit2 schadete seiner Karriere nicht. Im Gegenteil kam dies im Deutschland dieser Zeit vermutlich sogar besonders gut an.

Über den nach dem IG-Verwaltungsratsmitglied Wilhelm Ferdinand Kalle benannten „Kalle-Kreis“ sollten Verbindungen zur Politik gepflegt und IG-Interessen vertreten werden.3 Im November 1926 gründete Duisberg die ‚staatspolitische Vereinigung‘, über die die Lobbyarbeit durch gezielte Spenden verstärkt werden sollte. Duisberg bei der Gründung: „Wie man es machen muss, kann man in Amerika sehen. Die ganze Politik dort wird von einem Gremium von Wirtschaftlern gemacht. Wenn größere Fragen zur Entscheidung stehen, dann treten sie zusammen, sprechen diese durch und setzen Richtlinien fest, nach denen wird dann gearbeitet.“4

Es ist nicht belegt, welche amerikanischen Kreise Duisberg genau meinte. Wahrscheinlich ist, dass er die 1918 gegen die Prohibition gegründete Freiheitsliga meinte, in die Mitte der zwanziger Jahre zahlreiche führende Wirtschaftsvertreter, insbesondere des Chemiegiganten DU PONT, eintraten.5 Diese nahm zunehmend Einfluss auf die amerikanische Politik, unterstützte zunächst die Demokraten und die Präsidentschaftskandidatur Roosevelts.6 In den dreißiger Jahren bekämpfte die Freiheitsliga jedoch dessen von ihnen gehassten New Deal,7 radikalisierte sich zunehmend, sympathisierte mit den Faschisten in Deutschland und Italien, und plante 1933 einen Umsturz nach deren Vorbildern in den USA. Der als Diktator erkorene Kriegsveteran Marinegeneral Smedley Butler lehnte die für ihn vorgesehene Rolle jedoch ab und machte die Pläne, als ‚Business Plot‘ oder ‚Wall Street Putsch‘ bezeichnet, öffentlich.8 Die beteiligten Firmen, darunter u.a. DU PONT und deren Tochter General Motors,9 hatten 3 Mio. Dollar für Waffen gesammelt, mit denen 500.000 Kriegsveteranen für diesen Putsch ausgestattet werden sollten.10

Duisberg 1926: „Aber wie soll man die Sache in Deutschland machen? Alle diese Dinge werden im Reichstag entschieden. Darum können und müssen wir auf die Parteipolitik einwirken. Aber einzuwirken mit der Vernunft auf die Parteien, das haben wir allgemein aufgegeben. Nur durch planmäßige Beeinflussung lassen sich alle Schwierigkeiten überwinden. Will man eine solche Vereinigung gründen, dann muss man aus dem ganzen Reich die Leute zusammennehmen. Es ist notwendig, dass alle Staaten vertreten sind. Dabei muss man sich klar sein, dass mit der Vielheit der Staaten ein Ende gemacht werden muss. Zur Durchsetzung der Gedanken und Pläne der ‚staatspolitischen Vereinigung‘ aber gehört Geld.“11 Wieviel Geld tatsächlich an die einzelnen Parteien geflossen ist, ist auf Grund fehlender Unterlagen und nur auf Basis von mündlichen Aussagen nach dem Zweiten Weltkrieg mit großen Unsicherheiten behaftet.12

Schmitz baute eine „administrative Stabsorganisation“ auf, „deren Schwergewicht sich in der Hauptstadt Berlin und nicht am Firmensitz Frankfurt am Main entfaltete.“13 In Berlin wurde die Zentrale Finanzverwaltung (Zefi) angesiedelt, zu dessen Leiter Schmitz seinen Neffen Max Ilgner machte und damit sein Netzwerk aus Familienmitgliedern weiter ausbaute. Weitere Abteilungen waren die Juristische Abteilung, die Volkswirtschaftliche Abteilung (Vowi), die Presseabteilung und die 1932 eingerichtete Wirtschaftspolitische Abteilung (Wipo) unter dem Leiter Heinrich Gattineau.14 1932 waren bereits 75 Organisationseinheiten in Berlin angesiedelt.15

Dabei „war es die besondere Absicht Ilgners, in Berlin eine Art kaufmännische, finanzielle und volkswirtschaftliche Zentralverwaltung der IG zu schaffen, was den gegen Ende der zwanziger Jahre einsetzenden Bestrebungen entgegenkam, durch organisatorische Maßnahmen zum politischen Zentrum Berlin bessere Kontakte zu pflegen.“16 1934 wurden die Berliner Abteilungen unter dem Namen „IG Berlin NW 7“ (kurz NW 7) unter der Gesamtleitung von Ilgner zusammengefasst.17 Ilgner: „Der NW 7 Apparat erfuhr in den Jahren der Weltwirtschaftskrise trotz des eigentlichen Einstellungsverbots eine erhebliche Vergrößerung.“18

Auf diese Weise sicherte die IG FARBEN sich Einfluss auf die jeweiligen Regierungen. Hermann Schmitz wurde von Reichskanzler Heinrich Brüning - von Gegnern bezeichnenderweise als IG-Kanzler19 tituliert - sogar die Rolle eines Wirtschaftskommissars mit außerordentlichen Vollmachten angeboten, was er jedoch ablehnte. Wickel mutmaßte, dass Schmitz als Finanzdirektor der IG FARBEN einen größeren nationalen und internationalen Einfluss gehabt hätte.20 Schmitz reiste beispielsweise als Berater Brünings im Juli 1931 zu außenpolitischen Verhandlungen mit den englischen, französischen, belgischen und italienischen Regierungen nach London.21

Duisberg entwickelte in einer „großangelegten Rede“ im März 1931 sein innen- und außenpolitisches Programm, das u.a. die Aufhebung der „starren“ Tarifverträge, die Senkung der Lebenshaltung, die „Aufrollung des Europaproblems von der Südostecke aus“ und einen „geschlossenen Wirtschaftsblock von Bordeaux bis Odessa als Rückgrat Europas“ vorsah.22

Wickel schloss sein visionäres Buch mit den Sätzen: „Es ist daher in keiner Weise zufällig, dass die IG die Schrittmacherin der deutschen Außenpolitik, sowohl im Verhältnis Deutschlands zu Frankreich als auch weiter in den Vorbereitungen zu einem europäischen Block, geworden ist. Leverkusen, Oppau und Leuna wucherten auf und wurden zur IG-Deutschland, sie wachsen und dehnen sich und möchten zur IG-Europa werden.“ 23

Mit den Nationalsozialisten sollte sich dann für die IG FARBEN die Gelegenheit zur Umsetzung ihrer Großmachtphantasien ergeben.


2.4 Nationalsozialismus und 2. Weltkrieg


2.4.1 Benzin für den Angriffskrieg

Wie schon beim Stickstoff war im Ersten Weltkrieg der Rohstoffmangel und die strategische Bedeutung des Erdöls deutlich geworden. Aus der heimischen Erdölförderung konnte nur die Produktion von Schmierölen abgedeckt werden. Für Petroleum und Benzin war das Deutsche Reich 1913 auf 1,3 Mio. t Importe angewiesen, von denen 27 % aus Galizien und Rumänien, der große Rest aber aus den USA stammten.1 Nachdem Deutschland von allen überseeischen Zufuhren abgeschnitten war, wurde der Mangel erstmals zum schwerwiegenden Problem und der Mineralölimport sank 1915 auf nur noch 353.000 t.2 Das Problem wurde verschärft durch den Beitritt Rumäniens zur Entente und den Stopp der Ölausfuhr, was Deutschland zum Krieg um die Ölfelder Rumäniens brachte. Diese wurden von den Alliierten vor der deutschen Eroberung zerstört, konnten jedoch im April 1917 mit halber Fördermenge wieder in Betrieb genommen werden.3 Viele damalige Beobachter sahen im deutschen Mineralölengpass „eine, wenn nicht gar die entscheidende Ursache der Niederlage.“4

Schon während des Krieges führte die Knappheit zur Bewirtschaftung und Suche nach Alternativen, wie beispielsweise Benzol oder Spiritus. „Der Gesamtertrag an Benzol, Teer und Spiritus lag zwischen 1914 und 1918 ungefähr bei 3,8 Mio. t., wovon mehr als 1 Mio. t anstelle oder zum Strecken von Erdölerzeugnissen eingesetzt wurden.“5 Die im Herbst 1916 einsetzende Treibstoffkrise führte u.a. zur Beschlagnahmung sämtlichen verfügbaren Benzols für militärische Zwecke und zur starken Beschränkung des privaten Kraftfahrzeugverkehrs.6 Die alliierte Blockade wurde 1920, die Bewirtschaftung von Mineralölprodukten in Deutschland erst am 1.4.1921 vollständig aufgehoben.7

Nach dem Ersten Weltkrieg beschäftigen sich zahlreiche Publikationen und Dissertationen mit der Rolle des Erdöls im modernen Krieg. Karlsch hierzu: „Aus den Erfahrungen des Ersten Weltkriegs leiteten die meisten Autoren die Schlussfolgerung ab, dass die einheimische Erdölförderung und –verarbeitung gestärkt und die Suche nach großtechnischen Verfahren zur synthetischen Produktion von Treibstoffen forciert werden müsse. Das Denken in strategischen Kategorien dominierte gegenüber wirtschaftlichen Überlegungen und sollte schließlich mit verheerenden Folgen in einen Sonderweg der deutschen Chemieindustrie und Mineralölwirtschaft münden.“8

Vor diesem Hintergrund ist es nicht verwunderlich, dass durch Carl Bosch und die BASF nach dem Erfolg der Ammoniaksynthese nach weiteren Hochdruckverfahren zur synthetischen Gewinnung von Kohlenwasserstoffen gesucht wurde. Der erste große Erfolg auf diesem Gebiet gelang 1923/24 Mathias Pier mit der Methanolsynthese, die später neben Beimischungen für Motorenbrennstoffe und als Vorprodukt für Buna9 Bedeutung hatte. Produziert wurde bis 1943 nur in Leuna (1943 249.500 t), nach 1943 auch in Oppau und war in Auschwitz geplant.10

Von dem erfolgreichen Abschluss der Arbeiten zur Methanolsynthese beflügelt, wandte sich Bosch nun der nächsten Große Aufgabe zu und beauftragte 1924 die Entwicklung eines Verfahrens zur Synthese von Mineralöl.11 Hermann Schmitz erwarb mit einem „ganzen Spektrum an Verschleierungstechniken über Schweizer Banken und Strohmänner“12 von der Royal Dutch Shell13 die Patente des 1913 von Friedrich Bergius entwickelten und 1914 patentierten Verfahrens zur Mineralölsynthese, das von Pier dann zum Bergius-Pier-Verfahren weiterentwickelt wurde. Die Aufgabe der technischen Umsetzung wurde Carl Krauch übertragen,14 der sich schon beim raschen Bau von Leuna und der schnellen Inbetriebnahme nach der Explosionskatastrophe von Oppau im Jahr 1921 einen Ruf als Macher erworben hatte.

Die Entscheidung zur Mineralölsynthese ist im Kontext einer großen weltweiten Ölknappheit von 1923 bis 1926 zu sehen.15 1920 kamen Ressourcenberechnungen des US-Bureau of Mines zu weltweiten Erdölreserven von nur 43 Mio. Barrel, die bei weitem nicht für die steigende Nachfrage eines expandierenden Automobilmarktes ausreichend waren.16 Carl Bosch, der laut Karlsch als ‚Wissenschaftsunternehmer‘ die Vision einer universellen Syntheseindustrie verfolgte, setzte 1926 in der IG den Bau einer Anlage zur Produktion von 100.000 t Benzin auf Basis des Bergius-Pier-Verfahrens in Leuna durch. Bereits am 1. April 1927 konnte das erste Leuna-Benzin produziert werden.17

Von Anfang an war das Verfahren unwirtschaftlich. 1925 lag der Weltmarktpreis für Benzin unter Zurechnung der Transportkosten bei 16 bis 17 Pfennige je Liter. Man rechnete mit Gestehungskosten von 20 Pfennigen, die sich jedoch auch auf Grund technischer Anfangsschwierigkeiten, die erst 1932 gelöst werden konnten, zu 23 Pfennigen je Liter entwickelten.18 Die Unwirtschaftlichkeit verschärfte sich durch große Erdölfunde in den USA,19 die zu einem drastischen Verfall der Weltmarktpreise 1931 auf nur noch 5,2 Pfennige je Liter führten.20 Auch staatliche Subventionen21 und Werbefeldzüge22 konnten da nicht helfen.

Eine Lösung zur Rettung der Mineralölsynthese sah Bosch in der Schaffung eines internationalen Kartells mit der Standard Oil (SO), die in Sorge um eine erwachsende Konkurrenz war und im bereits 1928 abgeschlossenen, aber erst 1952 bekannt gewordenen Geheimabkommen von Achnacarry mit Royal Dutch Shell und Anglo Persian Oil Förderquoten festgelegt und Preisabsprachen getroffen hatte.23 Die IG FARBEN schloss zunächst im September 1927 mit SO eine Art Forschungsgemeinschaft auf dem Gebiet der katalytischen Hochdruckhydrierung,24 die am 9.11.1929 zur Gründung der Standard-IG Company (S.I.G.) in Delaware führte.25

Die IG FARBEN behielt demnach lediglich die Rechte an ihrem Verfahren in Deutschland, die internationalen Rechte wurden auf die S.I.G. übertragen. Gleichfalls übertrug Standard Oil sämtliche Verfahrensrechte außerhalb der USA auf die S.I.G.26 Die IG FARBEN erhielt zudem 2 % der SO-Publikumsaktien (546.000 Anteile zum Buchwert 35 Mio. Dollar) und SO-Chef Teagle trat in das Direktorium der American IG Chemical Company ein.27 „Die beiden Firmen betrieben ihre Verhandlungen im Stil von zwei Großmächten, die einen Vertrag schlossen über die Aufteilung der Welt in verschiedene Einflusssphären.“…“In den Worten eines Vertreters der Standard: „Die IG hält sich aus dem Ölgeschäft heraus – und wir lassen die Finger vom Chemiegeschäft.““ 28 „Mit Hilfe erheblicher finanzieller Mittel, die die Standard Oil of New Jersey (Esso) im Gegenzug für den Zugang zur Technologie und zum Know-How bereitstellte, begann die IG FARBEN 1927 in ihrem Werk Leuna mit der kommerziellen Produktion synthetischer Treibstoffe auf Kohlebasis.“29

Die niedrigen Weltmarktpreise und die Weltwirtschaftskrise führten 1930 trotz des Kartells mit Standard Oil zu internen Konflikten innerhalb der IG FARBEN. Nach Rückkehr von einem zweimonatigen Urlaub wurde Bosch im Juli 1930 offenbart, dass Leuna sofort geschlossen werden müsse.30 „Zur Klärung der technischen und wirtschaftlichen Lage der Mineralölsynthese, aber auch um festzustellen, was die „Pier-Brauerei“, wie man die Kohlehydrierung im TEA-Büro nannte, eigentlich genau kostete, setzte der Zentralausschuss im Oktober 1931 eine ‚Enquete-Kommission‘ ein.“31 Zu den Widersachern gehörten Friedrich Jähne und der Vertraute Boschs, Wilhelm Gaus, der laut Helmut Krauch dann später angeblich „strafversetzt“ worden sei.32 Gaus legte dem Zentralausschuss am 18.6.1932 seinen Abschlussbericht vor, der jedoch dennoch zur Fortführung der Mineralölsynthese führte.33 Sicher trug zu dieser Wende auch die Verleihung des Nobelpreises für Chemie 1931 an Bergius und Bosch bei.

Die Rettung für die unwirtschaftliche Mineralölsynthese kam dann durch die nationalsozialistische Autarkiepolitik. Im Herbst 1932 bat Bosch den der SA nahestehenden Leiter der Pressestelle Heinrich Gattineau,34 ein Gespräch mit dem im Wahlkampf befindlichen Adolf Hitler zu arrangieren.35 Das Gespräch sollten keine hochrangigen IG-Manager führen, sondern der 38-jährige Heinrich Bütefisch, ein Schützling Boschs und seit 1930 Direktor der chemischen Produktionen in Leuna.36 Gattineau und Bütefisch gaben nach dem zweieinhalbstündigen Gespräch einen enthusiastischen Bericht, der Bosch zu der viel zitierten Aussage verleitete: „Der Mann ist vernünftiger als ich dachte.“37 Hitler erläuterte seine Pläne zur Unabhängigkeit von Ölimporten38 und sagte der synthetischen Benzinproduktion den nötigen Schutz zu.39

Nach der nationalsozialistischen Machtergreifung ging es nun Schlag auf Schlag und steil aufwärts für die Mineralölsynthese zur Kriegsvorbereitung. Bereits im September 1933 schlug der umtriebige Macher Carl Krauch in einer an alle staatlichen und militärischen Instanzen verteilten Denkschrift einen Vierjahresplan vor, „mit dessen Hilfe eine eigene Treibstoffwirtschaft – die Achillesferse aller Mobilisierungs-Überlegungen – aufgebaut werden sollte…Nach den Vorstellungen der IG FARBEN sollte mit einem Investitionsaufwand von 400 Mio. RM die Treibstoffproduktion auf heimischer Rohstoffgrundlage zunächst von 0,5 Mio. t auf 1,8 Mio. t erhöht werden.“40 Diese Denkschrift deckte sich mit den Interessen in Görings Reichsluftfahrtministerium. Vieles spricht dafür, dass sie das Vorbild für dessen spätere Vierjahresplanung wurde.

„Die militärischen Stellen, besonders der Wehrwirtschaftsstab und das Luftfahrtministerium, forderten einen umfassenden und schnellen Aufbau einer eigenen Treibstoffindustrie auf der Basis der in Leuna entwickelten Kohleverflüssigung, um im Kriegsfall vom Ausland unabhängig zu sein. Die Treibstofffrage nahm im strategischen Denken der Wehrmachtsstäbe eine hervorragende Position ein, da sich gerade hier, wie auch bei anderen Rohstoffen im Weltkrieg die kriegsentscheidende Überlegenheit der Alliierten gezeigt hatte.“41 Adam Tooze sah diese Allianz zwischen Chemieindustrie und Hitlerregime als historisch gesehen „schlichtweg einzigartig“ an, mit der sich „die IG FARBEN zum bei Weitem engsten und wichtigsten industriellen Kollaborateur mit dem Hitlerregime“ machte.42

Schon am 14.12.1933 wurde der Benzinvertrag geschlossen, der die Erweiterung der Benzinproduktion in Leuna in einem ersten Schritt auf mindestens 300.000 t/ a, höchstens 350.000 t/ a mit garantierter Abnahmemenge und -preis beinhaltete.43 Am 24.8.1934 wurde unter Beteiligung der IG FARBEN die Tarnfirma ‚Wirtschaftliche Forschungsgesellschaft (WIFO)‘ gegründet, deren Zweck der Bau von Heeres- und Luftwaffentanklagern zum Aufbau einer Mineralölreserve war.44 Bis 1939 wurden 1,8 Mio. t Kraftstoffe und 140.000 t Schmieröle in Großtanklagern bevorratet, in die bis 1938 auch Flugbenzin von Standard Oil geflossen war.45 Auch nach Hitlers Überfall auf Polen lieferte Standard Oil weiter, wenn auch nicht mehr direkt. „1941 wurden allein in Spanien 220.000 Barrel amerikanischer Schmieröle gelöscht, mehr als zweieinhalbmal so viel wie in den Jahren des Bürgerkrieges und nach Meinung der Experten des amerikanischen Schatzamtes deutlich über dem Bedarf des spanischen Marktes“. Deutsche U-Boot-Kommandeure hatten Weisung, nicht auf Schiffe von Standard Oil zu feuern.46 Kockel sah einen Pseudoautarkismus, der einerseits auf die IG-Benzinsynthese setzte, andererseits aber weitere Lieferungen des mit der IG vertraglich verbundenen Achnacarry-Kartells ermöglichte.47

„Den IG FARBEN war es schon im Jahre 1934 möglich, über das Wehrministerium Einfluss auf die Wirtschaftspolitik zu nehmen. Die erste große Mobilisierungsplanung für den Mineralölsektor wurde im Oktober dieses Jahres (1934) unter Leitung von Carl Krauch in der Vermittlungsstelle Wehrmacht (W) der IG FARBEN erstellt.“48 „Die IG bewies äußerste Skrupellosigkeit, wenn es darum ging, auf die nationale Sicherheit zu pochen, und Versorgungspanik zu schüren.“49
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